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Vorwort

Zum Wandel der Zeit gehört auch der Klimawandel. 

Liebe MITler/innen, liebe MITstreiter, 

Klimawandel gibt es, seitdem die Erde 
besteht, klar ist natürlich, dass die In-
dustrialisierung und der Lebenswandel 
im negativen Sinne auf das Klima wir-
ken. Dass gehandelt werden muss, ist 
hoffentlich jedem bewusst, aber wie 
und mit welchen Mitteln, sollte gut aus-
gelotet werden. Das Für und Wider muss 
ohne Ideologie genau unter die Lupe ge-
nommen und geprüft werden.

Es kann nicht sein, dass es für unsere 
Politik nichts anderes mehr gibt, als den 
Klimawandel. Es ist unerträglich, dass, 
speziell in Deutschland, der Greta-Hy-
pe im Fokus der Parteien so dermaßen 
im Vordergrund steht und die daraus 
folgenden Beschlüsse mit ihren gravie-
renden Folgen für die Wirtschaft völlig 
untergehen.

Wie immer wird zuerst die Bepreisung 
für diverse Maßnahmen hervorgehoben, 
bevor ein Paket geschnürt wird, in dem 
umfängliches Material für diverse Maß-
nahmen geprüft wird, z.B. auf verträg-
liche Umsetzung und Wirtschaftlichkeit 
- wie auch Bezahlbarkeit. 

Viele Wege führen nach Rom und so gibt 
es auch viele Möglichkeiten, unserer 
Umwelt zu dienen.
Das mit dem E-Auto muss noch aus-
gebaut werden und evtl. umgedacht, 
denn der Abbau des Lithiums ist für die 
Menschen im Abbaugebiet sicher nicht 
verträglich und eher umweltschädlich.

Das Tempolimit von 30 km/h macht das 
Klima auch nicht besser, was bereits er-
wiesen ist, sondern füllt eher die Kassen 
der Kommunen so wie die Bepreisung 
der CO2 Werte nur die Staatskasse füllt.
Leider wird erst über das Kassie-
ren nachgedacht und dann nach der 
Problemsteuerung.
Haben die Roten und die Grünen einen 
Plan, wo sie die Arbeitsplätze her be-
kommen wollen, wenn die in der Auto-
mobilindustrie und deren Zulieferer, 
einer der wichtigsten Wirtschaftszweige 
in Deutschland und in Baden-Württem-
berg, zugrunde gehen?  Sind dann auch 
wieder die Reichen schuld? 

Wo sollen die Menschen hin, die arbeits-
los werden? Wo werden die Ausbil-
dungs- und Arbeitsplätze für unsere 
Kinder sein? Die neuen Unternehmen, 
die hier entstehen, können diese Men-
gen nicht aufnehmen oder gar ersetzen. 

Mittlerweile weiß jeder, dass unsere 
Wirtschaft an Kraft verliert, ich kann 
aber nichts lesen oder hören, wie wir da-
gegen halten können. 
Wir schließen die Kernkraftwerke, wir 
schließen die Kohleförderung und die 
Kohle-Kraftwerke und nun auch noch 
die Automobilindustrie, wie wollen 
wir unsere Menschen eigentlich be-
schäftigen, in Lohn und Brot halten? 
Sind wir eigentlich noch in der Lage, 
bodenständig wie ein Mittelständler zu 
denken und zu handeln.

Der Bürokratismus kann so nicht weiter-
gehen und die Steuern müssen dringend 
auf ein angemessenes Maß gesenkt wer-
den. Das wäre ganz einfach und würde 
dem Klima nicht schaden, aber die Stim-
mung im Land könnte besser werden, 
denn die ist, speziell im mittleren und 
kleinen Einkommenssektor, sehr ge-
trübt. Lasst den Leuten mehr Geld in 
ihrem Beutel, dann ist es möglich, dass 
sie auch  klimafreundlichere Produkte 
kaufen oder ihr Haus dementsprechend 
sanieren.

Mit dem ganz großen Wurf ist nieman-
dem gedient, nur viele kleine Schritte 
werden zum Ziel führen. Ein Umdenken 
ist im Gange, aber es braucht Zeit und 
verursacht Kosten, welche erst verdient 
werden müssen.

Die Frage muss erlaubt sein:
Schütten wir gerade das Kinde mit dem 
Bade aus?

Mit freundlichen Grüßen
Ihre Margarete Reiser

Margarete Reiser 
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Berufsorientierung muss 
wieder Schule machen

Jeder junge Mensch steht irgendwann vor 
der Frage, wie seine berufliche Zukunft 
aussehen soll. In meinen Begegnungen 
mit Jugendlichen bemerke ich jedoch, 
dass sich nicht wenige diese Frage zu 
selten oder zu spät stellen und mit der 
Berufswahl schlichtweg überfordert 
sind. In einer sich verändernden und glo-
balisierten Arbeitswelt sowie bei einem 
Angebot von über 300 Ausbildungs-
berufen und noch mehr Studiengängen 
sind ein Großteil der Heranwachsenden 
ohne beruflichen Kompass. 

Die Konsequenz ist, dass nach dem 
Schulabschluss oft irgendein Studium 
oder irgendeine Ausbildung begonnen 
und später wieder abgebrochen wird. 
Fast jeder dritte Hochschüler in Deutsch-
land bricht sein Studium ab oder führt 
es nicht in dem Fach fort, in dem es be-
gonnen wurde. Die Motive hierfür sind 
unterschiedlich und auch nicht verwerf-
lich, zumal sich durch eine berufliche 
Ausbildung alternative Karrierechancen 
bieten. Knapp die Hälfte der Abbrecher 
nutzt diese auch. Doch müssen erst viele 
junge Menschen den Umweg über das 
Studium zu einer beruflichen Ausbildung 
gehen?

In unserem Bildungswesen haben wir 
einen Schatz, um den uns viele auf der 
Welt beneiden: die duale Ausbildung. 

Mehr denn je stehen jungen Menschen 
mit einer handfesten Ausbildung und 
einem zertifizierten Berufsabschluss alle 
Türen offen. Ihre Entwicklungschancen 
und Perspektiven sind hervorragend. 
Unsere Aufgabe als Eltern, Politiker, 
Unternehmer und Lehrer muss sein, 
ihnen dies auch frühzeitig zu vermitteln. 
Der erste Kontakt mit der Arbeitswelt 
darf nicht erst mit dem Pflichtpraktikum 
in der Schule entstehen.

Das Kennenlernen der Berufswelt sowie 
die Neugierde und Begeisterungsfähig-
keit dafür ist eine Lebenseinstellung und 
fängt bereits zu Hause an. Eltern, Leh-
rer und das nähere soziale Umfeld sind 
gefragt, diese Einstellung selbst vorzu-
leben. Nur mit Vorbildern im Freundes- 
und Familienkreis gelingt es uns, unsere 
Kinder für einen bestimmten Berufsweg 
zu interessieren. Wenn ein 14-jähriger 
zu mir sagt, er möchte einmal Tischler-
meister werden und eine Firma leiten, 
dann tat dies der Vater, Onkel oder Opa 
bereits auch. Deshalb sollten wir unseren 
Kindern nicht nur den Weg in Richtung 
Abitur und Studium weisen, sondern ihre 
Talente in jederlei Hinsicht fördern.

An dieser Stelle kommen Politik und Wirt-
schaft ins Spiel. Die Zusammenarbeit 
zwischen Schule und Wirtschaft nimmt 
Fahrt auf und muss durch Lehrpläne, In-

itiativen, Partnerschaften, gerne aber 
auch durch ein Schulfach „Wirtschaft“, 
weiter optimiert werden. Darunter 
stelle ich mir die Vermittlung von öko-
nomischen Zusammenhängen, frei von 
jedweder politischen-ideologischen Ein-
färbung, aber auch eine stärkere prakti-
schere Orientierung des Unterrichts vor. 
Unternehmen kommen schließlich nicht 
umhin, Kapazitäten auch für Aktivitäten 
dieser Art bereitzustellen. So kann es uns 
gelingen, nicht nur dem Fachkräftemangel 
entgegenzuwirken, sondern zukünftigen 
Generationen auch einen ausfüllenden 
Berufsweg zu ebnen. 

Jana Schimke MdB,  

jana.schimke.ma02@bundestag.de,  

www.jana-schimke.de  

Jana Schimke MdB

Schwerpunkt

HERTWECK Qualitätsprodukte.
Steigern Sie Ihre Produktivität 
mit noch präziseren Werkzeugen.
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It cuts both ways? 

Migrationspakt und  
Zuwanderungsgesetz: 
Chancen und Aufgaben für 
unseren Mittelstand

Viele Unternehmen in Baden-Würt-
temberg suchen händeringend nach 
Fachkräften. Die Fachkräfteeng-
pässe stellen die Unternehmen in Ba-
den-Württemberg vor immer größe-
re Probleme. Über acht Prozent aller 
neuen Auszubildenden im Land sind 
Geflüchtete, Tendenz steigend. Das 
zeigt, wie wichtig diese Zielgruppe be-
reits für die baden-württembergischen 
Betriebe in Industrie und Handwerk 
sind. Und wie stark sich unsere Unter-
nehmen für die Integration dieser Men-
schen einsetzen. Die erleichterte Zu-
wanderung von beruflich qualifizierten 
Fachkräften und die neuen Regelungen 
zur Beschäftigungsduldung sind eine 
gute Nachricht für die Unternehmen 
im Ländle. 

Zwischen dem 24. – 28. Juni 2019 
verabschiedete der Bundestag und 
Bundesrat das Migrationspaket, das 
folgende Gesetze beinhaltet: 

1.	Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
(FEG)

2.	Gesetz über Duldung in Ausbildung 
und Beschäftigung  

3.	Drittes Gesetz zur Änderung des Asyl- 
bewerberleistungsgesetzes  

4.	Gesetz zur Förderung der Aus-
bildung und Beschäftigung von 
Ausländerinnen und Ausländern 
(Ausländerbeschäftigungsförderungs-
gesetz) 

5.	Zweites Gesetz zur besseren Durch-
setzung der Ausreiseplicht - „Ge-
ordnete Rückkehr-Gesetz“ 

Die Gesetze des Migrationspaktes wir-
ken in zwei Richtungen, die zusammen 
Zuwanderung sinnvoll regulieren: 
Erstens wird durch das „Fachkräfte-
zuwanderungsgesetz“ sowie das „Aus-
länderbeschäftigungsförderungsgesetz“ 
die Zuwanderung auf ein solides Funda-
ment gestellt. Unzulänglichkeiten in der 
bisherigen Vermittlungspraxis werden 

durch das „Gesetz über Duldung bei 
Ausbildung und Beschäftigung“ und 
dem „Dritten Gesetz zur Änderung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes“ ab-
gemindert oder minimiert. Zweitens 
werden umgekehrt durch das „Zweite 
Gesetz zur besseren Durchsetzung der 
Ausreisepflicht“ Abschiebungen er-
leichtert und dafür gesorgt, dass Migra-
tion keine „Einbahnstraße“ bleibt.

Schaut man sich die Gesetze en Detail 
an, wird deutlich, inwieweit diese den 
Bedürfnissen der mittelständischen Be-
triebe gerecht werden: so verbessert das 
„Fachkräftezuwanderungsgesetz“ (FEG) 
den Zugang beruflich qualifizierter Fach-
kräfte auf den deutschen Arbeitsmarkt 
spürbar. So fällt die Beschränkung auf 
Engpassberufe für beruflich Qualifizierte 
(bisher § 6 Abs. 2 BeschV) sowie die Vor-
rangprüfung für Fachkräfte mit Arbeits-

Jan Kalus

Schwerpunkt
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vertrag (§ 39 Abs. 2 S. 2 AufenthG) 
künftig weg. Auch gibt es Verfahrens-
verbesserungen bei der Einführung zen-
traler Ausländerbehörden (§ 71 Abs. 1 S. 
3 AufenthG) sowie das „Beschleunigte 
Fachkräfteverfahren“ (§ 81a AufenthG). 
Außerdem wird eine zentrale Anlauf-
stelle für Anerkennungen von Berufsab-
schlüssen eingerichtet. Aufenthaltstitel 
für Vermittlungsabsprachen zwischen 
der Bundesagentur für Arbeit und aus-
ländischen Arbeitsverwaltungen (§ 16d 
Absatz 4 AufenthG) in Mangelberufen 
(bspw. im Handwerk) werden erleichtert. 
Vor allen Dingen entfällt auch das Buß-
geld für Arbeitgeber (bis zu 30.000 €), 
falls diese nicht die Ausländerbehörde 
„ab Kenntnis“ vom vorzeitigen Ende 
eines Beschäftigungsverhältnisses 
innerhalb von vier Wochen unterrichten 
(§ 4a Abs. 5 S. 3 Nr. 3 AufenthG i. V. m. 
§ 98 Abs. 2a Nr. 2 und Abs. 5 AufenthG).

Das „Gesetz über Duldung bei Aus-
bildung und Beschäftigung“, durch 
das die bewährte Ausbildungsduldung 
erweitert und das Instrument der Be-
schäftigungsduldung neu spezifiziert 
wird, eröffnet den Geflüchteten, und 
mit Inkrafttreten ab (01.01.2020) 
auch den Zugewanderten aus europäi-
schen Nicht-EU-Staaten, eine Bleibe-
perspektive aufgrund eines sicheren 
Aufenthaltsstatus. Diese wird auf staat-
lich anerkannte oder vergleichbar ge-
regelte Assistenz- und Helferberufe (§ 

60c Abs. 1 Nr. 1 AufenthG) ausgedehnt. 
Darüber hinaus wird klargestellt, dass 
die Ausbildungsduldung frühestens 
sieben Monate vor Beginn der Berufs-
ausbildung beantragt werden kann (§ 
60c Abs. 3 S. 1 AufenthG). Erfreulich 
ist auch, dass zukünftig Fachkräfte 
einen befristeten Aufenthaltstitel zur 
Arbeitsplatzsuche erhalten können, wie 
dies heute schon bei den Akademikern 
möglich ist. Die Zusammenarbeit der 
bei der Bundesagentur für Arbeit ge-
planten Servicestelle Anerkennung mit 
den bestehenden Anerkennungsstellen, 
insbesondere dem Leitkammersystem 
im Handwerk, sollte gut vorbereitet 
werden.

„Das Gesetz zur Förderung der Aus-
bildung und Beschäftigung von Aus-
länderinnen und Ausländern“ (Auslän
derbeschäftigungsförderungsgesetz) 
enthält im Wesentlichen sachgerechte 
Regelungen. Von zentraler Bedeutung 
ist eine bundesweit einheitliche Um-
setzung der Regelungen sowohl zur Aus-
bildungs- als auch zur Beschäftigungs-
duldung durch die Ausländerbehörden 
vor Ort. Dabei sollten die relativ stren-
gen Erteilungsvoraussetzungen für die 
Beschäftigungsduldung mit Blick auf 
den Einzelfall und den betrieblichen In-
teressen flexibel gehandhabt werden.
Beim „Dritten Gesetz zur Änderung 
des Asylbewerberleistungsgesetzes“ 
ist die Schließung der Förderlücke für 

Personen im Asylverfahren und Ge-
duldete in Ausbildung zu unterstützen. 
Personen im Asylverfahren und Ge-
duldete, die ein Studium oder eine Aus-
bildung erfolgreich begonnen haben, 
sollten nicht aufgrund fehlender Unter-
stützungsleistungen zum Ausbildungs-
abbruch gezwungen sein. Allerdings 
ändert dieses Gesetz nichts an der nach 
wie vor zu langen Dauer von Asyl- und 
häufig anschließenden Klageverfahren.  
Zielsetzung und wesentlicher Inhalt 
des Gesetzentwurfes sind richtig. Für 
das Handwerk wichtig ist der Hinweis, 
wonach die bisherigen Regelungen 
und Zugangsfristen für Einstiegsquali-
fizierungen nicht verändert werden.

Zweitens wird mit dem „Zweiten Ge-
setz zur besseren Durchsetzung 
der Ausreisepflicht“ dafür gesorgt, 
dass Abschiebungen aufgrund des 
Missbrauchs durch kriminelle Hand-
lungen oder der Nichtkooperation 
bezüglich der Identitätsaufklärung 
für die Eingriffsverwaltung wesent-
lich leichter werden. (Schließlich sind 
Rückführungen von Personen ohne 
Schutzberechtigung (nach negativem 
Asylverfahren) für das Funktionieren 
und die Akzeptanz eines Asylsystems 
grundsätzlich notwendig und müssen 
auch tatsächlich vollzogen werden.) Die 
im Gesetzentwurf vorgenommene Kon-
kretisierung der Anforderungen bei der 
Passbeschaffungspflicht an ausreise-

Schwerpunkt
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pflichtige Personen ist richtig und für 
eine bundeseinheitliche Rechtspraxis 
notwendig. Aus Sicht der KMU-Be-
triebe ist es zudem wichtig, dass der 
Gesetzentwurf Übergangsregelungen 
für Geduldete in Ausbildung und Be-
schäftigung vorsieht. Klarstellungs-
bedarf besteht allerdings hinsichtlich 
des Zusammenspiels der Einführung 
der „Duldung mit ungeklärter Identi-
tät“ und dem damit verbundenen Be-
schäftigungsverbot für die Gruppe der 
Geduldeten, die täuschen oder zumut-
bare Handlungen zur Passbeschaffung 
unterlassen, mit anderen Vorschriften 
und Fristen zur Aufnahme einer Be-
schäftigung. Hier sind die zuständigen 
Ministerien und Behörden gefordert, 
praktikable und rechtssichere Regelun-
gen zu schaffen.

Was jetzt zu tun ist (Implementation):
Bei der Umsetzung des Migrations-
pakets kommt es jetzt darauf an, dass 
alle am Zuwanderungsprozess be-
teiligten Behörden und Institutionen 
die neuen Regelungen in der Praxis 
rasch umsetzen und vollziehen. Die 
klein- und mittelständischen Betriebe 
in Baden-Württemberg brauchen 
Rechtssicherheit, die nur durch eine 
einheitliche Anwendung der Regeln 
gegeben werden. Auch ist es wichtig, 
dass die angekündigten Begleitmaß-
nahmen zu dem Gesetz auch umgesetzt 
werden. Dazu gehören eine effektive 

Werbekampagne zur gezielten Fach-
kräftegewinnung im Ausland, eine 
verstärkte Sprachförderung im In- 
und Ausland und deutlich schnellere 
Verwaltungsverfahren.

Was in der Zukunft wichtig wird 
(Perspektive):
In den nächsten 3 bis 10 Jahren wird 
es darauf ankommen, erstens Zu-
wanderungspolitik nicht als passive 
Reaktion auf weltweite Wanderungs-
bewegungen zu verstehen, sondern als 
ein aktives Instrument zur Steuerung 
des Arbeitskräftekontingents. Dies 
bedeutet, dass die baden-württem-
bergischen Unternehmen gezielt und 
vorausschauend ihre Bedarfe benennen 
und schließlich gezielt auf die Gruppen 
zugehen, die auch langfristig den An-
forderungsprofilen der Stellen am ehes-
ten entsprechen bzw. der Integrations-
anforderungen am ehesten gewachsen 
sind.  Zweitens sollten aus den Ge-
flüchteten nicht nur kompetente Ge-
sellen und Mitarbeiter werden, sondern 
darüber hinaus auch fähige Führungs-
kräfte und Geschäftsführer werden. 
Aktuell wartet jeder 3. Betriebsinhaber 
eines Handwerksbetriebes darauf, sei-
nen Betrieb an einen jüngeren Meister 
übergeben zu können. Vordringliche 
Aufgabe wird es sein, die zukünftigen 
Geschäftsführer vor allem im Handwerk 
den Rechten und Pflichten der Indust-
rie auch zu verinnerlichen. Auswüchse 

wie Barbershops, die Leistungen des 
Friseurhandwerks auch ohne Meister-
abschluss anbieten, dürfen keine Schule 
machen. 

Fazit: 
Der Mittelstand erwartet von der 
Politik, dass die neuen Möglichkeiten 
umfassend beworben, die Abläufe un-
bürokratisch und ohne lange Warte-
zeiten gestaltet und Betriebe bei der 
Personalsuche im Ausland unter-
stützt werden. Zu einer arbeitsplatz-
bezogenen Zuwanderung gibt es keine 
Alternative, wenn wir eine Chance 
haben wollen, den Fachkräftemangel 
zu minimieren. Das baden-württem-
bergische Handwerk bzw. die Industrie 
warten bereits viel zu lange auf ein-
deutige, verbindliche Regelungen, die 
Rechtssicherheit für die bereits gut 
integrierten Mitarbeiter in seinen Be-
trieben bieten.
Der Mittelstand in unserem Land be-
grüßt, dass eine Lösung für geduldete 
Flüchtlinge geschaffen werden soll, 
die voll integriert sind und einen Aus-
bildungs- oder Arbeitsvertrag haben. 
Es wäre widersinnig, wenn man dann 
genau diejenigen abschiebt, die unsere 
Betriebe zu den gesuchten Fachkräften 
ausgebildet haben.

Jan Kalus,  

j.kalus@web.de,  

www.mit-pforzheim.de  

Schwerpunkt
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Hat die CDU die mittelständischen Unternehmer noch im Blick 
oder warum es die Unternehmer-Initiative gibt.

„Unternehmer-Initiative - 
Bleiberecht durch Arbeit“ 

Als im Jahr 2015 die Flüchtlingswelle über 
Deutschland hereinbrach, ermutigte die 
Kanzlerin die Arbeitgeber, möglichst 
viele Geflüchtete schnell in die Arbeits-
welt zu integrieren. Einige Unternehmer, 
darunter besonders viele Mittelständler, 
kamen dieser Bitte nach und brach-
ten eine beträchtliche Anzahl von Ge-
flüchteten in Arbeit, obwohl damals noch 

völlig unklar war, wer von ihnen eine 
Bleibeperspektive hat und wer nicht. 
Trotz eines beträchtlichen Bürokratie-
aufwandes, uneinheitlichen Vorgangs-
weisen bei den Landkreisen und teil-
weiser Verwirrung zwischen und in den 
Behörden wurden vielen Flüchtlinge von 
uns durch Arbeit „von der Straße ge-
halten“ und integriert. Die Erfahrungen, die wir Unternehmer 

mit den Flüchtlingen gemacht haben, 
waren nicht immer gut, weshalb wir uns 
auch von Etlichen wieder trennen muss-
ten. Sprachprobleme und kulturelle 
Barrieren müssen für eine erfolgreiche 
Integration überwunden werden. Aber 
diejenigen Flüchtlinge, die sich in den Be-
trieben durchgesetzt und etabliert haben, 
sind heute wertvoll für die Unternehmen. 
Damit das gelingen konnte, war gerade in 
kleineren und mittleren Betrieben viel 
persönliches Engagement, über das nor-
male Maß hinaus, notwendig.  
Der generelle Mangel an motivierten 
Mitarbeitern ist natürlich ein weiterer 
Grund für uns Unternehmer, Flüchtlinge 
einzustellen. Der Bedarf an Arbeits-
kräften in der Pflege, Handwerk und auch 
der Industrie ist gerade im Südwesten 
Deutschlands allgegenwertig, wobei wir 
betonen, dass der Grundsatz „gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“ auch für die Ge-
flüchteten gilt.
Mit immer besser werdenden Sprach-
kenntnissen steigt auch die Anzahl der aus-
bildungsfähigen Flüchtlinge. Damit tragen 
sie wesentlich zur Besetzung von freien 
Lehrstellen in den Mangelberufen bei. 
Leider wurden immer wieder gerade 
diese gut in die Arbeitswelt integrierten 
Flüchtlinge kurzfristig abgeschoben. 
Das ist besonders tragisch, weil wir Unter-
nehmer viel Geld in die Einarbeitung und 
Ausbildung dieser Menschen investiert 
haben. Im Durchschnitt sind das zigtausen-
de Euro, wenn man den gesamten Aufwand 
bewerten würde. Kleinere und mittlere Be-
triebe können diesen Verlust in der Regel 

Markus Winter

Schwerpunkt

„Flüchtlinge, die sich in den Betrieben durchgesetzt und etabliert haben, sind heute wertvoll für die 
Unternehmen“, so Markus Winter

Tradition, Innovation, High-Tech 
und Qualität – unser Stahlbauwerk 
ist eines der modernsten in Europa. 
Ihr Partner für individuelle Lösungen
im Industrie- und Gewerbebau.

IDEEN IN STAHL

Friedrich Bühler GmbH & Co. KG · Stahlbau    · Industrie- und Gewerbebau
Daimlerstraße 7 + 11 · 72213 Altensteig · Tel. 07453 9398-0 · www.buehler-stahlbau.de
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nicht kompensieren. Auch ist es oft nicht 
möglich, diese plötzlichen Abgänge zu 
ersetzen.
Um diesem Problem entgegen zu treten 
und die Interessen der Unternehmer 
zu vertreten, hat sich die „Unter-
nehmer-Initiative – Bleiberecht durch 
Arbeit“ auf Initiative von Gottfried 
Härle, Brauerei Härle und Antje von 
Dewitz, Vaude gebildet (https://www.
unternehmer-initiative.com/). Weitere 
Gründungsmitglieder der gleichnamigen 
GbR sind Thomas Osswald, Auto-
haus Osswald und Markus Winter, IDS 
Industriedienstleistung Süd.
Mittlerweile vertreten wir 170 teils sehr 
namhafte Unternehmen mit über 2500 
Geflüchteten in Baden-Württemberg. 
Ziel der Initiative ist es: 
•	 dass Flüchtlinge mit ungesichertem 

Bleibestatus, 
•	 die in Arbeit sind, 
•	 für ihren Lebensunterhalt selbst 

aufkommen, 
•	 Sozialversicherungsbeiträge zahlen, 

nicht straffällig geworden sind
•	 und ihre Identität nachweisen 

können,
•	 garantiert nicht mehr abgeschoben 

werden.
Nach Umfragen mehrerer Meinungs-
forschungsinstitute unterstützen 75% 

der Bevölkerung diesen Kurs.
Trotz der Verabschiedung des neuen 
Einwanderungsgesetzes, in dem auch 
der Umgang mit Geduldeten (ab-
gelehnten Asylbewerbern) geregelt wird, 
haben Unternehmer immer noch keine 
Planungssicherheit. 
Entscheidend ist, dass, bevor geduldete 
Flüchtlinge den gesicherten Status der Be-
schäftigungsduldung erlangen können, sie 
schon 12 Monate in diesem Status der Dul-
dung sein müssen und die Identität 12 Mo-
nate bereits nachgewiesen sein muß. Wird 
diesem Aufruf Folge geleistet, kam es in der 
Vergangenheit jedoch nicht selten vor, dass 
danach abgeschoben wurde.

Aufgrund dieser Vorkommnisse raten die 
betreuenden Anwälte in der Regel dazu, 
hier nicht sofort zu kooperieren, weil 
dann unmittelbar die Abschiebung dro-
hen würde.  
Das ist um so perfider, weil teilweise in den 
Ausländerbehörden die Arbeitserlaubnis 
entzogen wird, um an dieser Stelle Druck 
auszuüben. Dies passiert mit der Be-
gründung, dass danach die Arbeitserlaub-
nis wieder erteilt werden würde sobald die 
Identität geklärt ist. 
Diese Pattsituation muss aufgelöst werden.
Wir als Unternehmer-Initiative wollen 
das ändern. Wir möchten erreichen, dass 
die notwendigen Umsetzungsspielräume 

Schwerpunkt

Flüchtlinge bei IDS

Artur Farr GmbH + Co. KG
75210 Keltern, Lindenstr. 9
Tel.: 07236 / 93 91 0
www.farr-feinmechanik.de

Präzisionsdrehteile von Ø 0,10 bis 12,00 mm
für die Bereiche Schließtechnik, Elektroindustrie, 
Schreibgeräte, Schmuck, Apparate- & 
Fahrzeugbau, Medizintechnik u.a., Baugruppen
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des Gesetzes auf Landesebene genutzt 
werden, um diese Situation zu lösen. Die 
schwarz/gelbe Landesregierung in NRW 
und das Land Berlin machen es uns be-
reits vor.
Leider ist die CDU Baden-Württem-
berg in dieser Angelegenheit gespalten 
und nicht bereit, die Unternehmer zu 
unterstützen. 
Wir Unternehmer würden uns wünschen, 
dass unsere Integrationsleistung, die den 
Staat in der Vergangenheit massiv ent-

lastet hat, gewürdigt wird. Wir benötigen 
Planungssicherheit für unser Mitarbeiter, 
damit wir unsere Kunden bedienen können.
Unsere Politiker sollten sich auch vor 
Augen führen, dass eine wirtschafts-
freundliche Politik einmal ein Markenkern 
der CDU war.  Erzkonservative Ideologie 
ist hier fehl am Platz. Wir Unternehmer 
fordern einen Pragmatismus, den auch 
wir täglich zum Führen unserer Firmen an 
den Tag legen müssen.

(Von links) Antje von Dewitz, Gottfried Härle, Thomas Osswald, Markus Winter, 

Schwerpunkt

Schwingungstechnik - Eine gute Verbindung
Primär- & Sekundärfedersysteme und Gummi-Metall-Elemente

zur Schwingungs- und Schallreduzierung

Liechtersmatten 5 · D -77815 Bühl · Tel. +49 72 23 804-0 · www.gmt-gmbh.de
DEUTSCHLAND · CHINA · ENGLAND · FRANKREICH · INDIEN · IRLAND · MALAYSIA · SCHWEIZ · USA  

Anzeige_MIT_119x92.indd   1 18.01.2016   15:48:02

Markus Winter
Geschäftsführender Gesellschafter 
der IDS Holding GmbH mit 900 
Mitarbeitern in den Bereichen 
Industriewartung und Services, Out-
sourcing, Arbeitnehmerüberlassung 
und einem Produktionswerk für die 
Automobilindustrie. 
IDS beschäftigt 80 Geflüchtete, 
teilweise schon seit 2014 und bildet 
Geflüchtete aus und -fort.
Politische Funktionen:  CDU-Mitglied, 
Mitglied im MIT Kreisvorstand in 
Ravensburg und im MIT Bezirksvor-
stand Württemberg-Hohenzollern. 
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Der hausgemachte Fachkräftemangel 

Die Diskussion über den Mangel an 
Fachkräften verläuft, unabhängig vom 
politischen Blickwinkel, ebenso un-
produktiv wie unser bisheriger Um-
gang mit den demografischen Kon-
sequenzen für unsere Wirtschaft. 
Kein Unternehmer kann es sich trotz 
Wettbewerb leisten, seine unter-
nehmerischen Entscheidungen um-
zusetzen, ohne eine vorausgehende 
in der Sache hinreichende Prüfung 
potentieller Nebenwirkungen, wenn 
er seiner Gesamtverantwortung für 
sein Unternehmen und Personal ge-
recht werden will. Offensichtlich kennt 
unser Gesetzgebungsprozess kein ge-
eignetes Instrument für eine nach-
haltige Folgenabschätzung seiner akti-
ven bzw. reaktiven Maßnahmen. 
Die quantitativen wie qualitativen 
Engpässe am Arbeitsmarkt fallen 
nicht vom Himmel. In einem 2010 
veröffentlichten Beitrag „Bessere 
Rechtssetzung in Europa, Deutsch-
land“ erinnert die OECD an die Ver-
antwortung der Regierungen für die 
aus ihrer gesetzlichen Kompetenz ab-
zuleitenden Zuständigkeiten. Sie wies 
u.a. darauf hin, dass ohne berechen-
bare und systematische Verfahren 
zur Erstellung von Rechtsvorschriften 
die Transparenz des Regulierungs-
systems und die nachhaltige Qualität 
getroffener Entscheidungen nicht ge-
währleistet werden könne. Neben an-

deren globalen Einflüssen müssen wir 
dem hausgemachten Systemmangel 
und der vernachlässigten, weder recht-
zeitigen noch konsequenten Folgen-
abschätzung für unseren Arbeitsmarkt 
und unsere Bildungspolitik, einen 
wesentlichen Anteil an den aktuel-
len Herausforderungen der mittel-
ständischen Wirtschaft zuschreiben. 
Das Talentpotential unseres Nach-
wuchses könnte zunächst vom Eltern-
haus, dann von den Grundschulen, 
Fachschulen und Fachbetrieben bes-
ser erkannt und entfaltet werden. Die 
aktuellen Rahmenbedingungen geben 
dazu allerdings keine hinreichende 
Orientierung. Das systemische Zu-
sammenwirken der Bildungs- und 
Familienpolitik hat offensichtlich 
nicht nur zu Lasten des Mittelstandes 
versagt. Im Bundesdurchschnitt ver-
lassen derzeit etwa 6,5% Prozent die 
Schule ohne Abschluss. Selbst das 
wenig ehrgeizige Ziel des Bildungs-
gipfels von 2008, die Zahl der Schul-
abbrüche auf 4% zu senken, wurde ver-
fehlt. Auch hier werden bildungs- und 
familienpolitische Mängel deutlich, 
die unzureichend orientierte, des-
interessierte bis überehrgeizige Eltern 
hinterlassen. Mehr Kindergärten kön-
nen ein aufgeklärteres Elternhaus nicht 
ersetzen. 
Die IHK Südlicher Oberrhein mach-
te im Juni dieses Jahres auf eine neue 

Ausgabe des in Baden-Württemberg 
entwickelten IHK-Fachkräftemonitors 
aufmerksam. Danach würde der Man-
gel an qualifiziertem Personal in Ba-
den-Württemberg bis 2030 von der-
zeit 332.000 auf 522.000 ansteigen. 
Im Vergleich zu diesem Gesamtanstieg 
um 57% steige der Bedarf an akade-
misch gebildeten Menschen nur um ca. 
2%. Bildungsmaßnahmen werben aber 
bei Eltern und Schülern für eine akade-
mische, anstatt vorrangig für eine op-
timal qualifizierende praktische duale 
Ausbildung. 
Aus andauerndem Fachkräftemangel er-
wächst neue Personalfluktuation. Der auf 
dem Weg in die IT-Gesellschaft bevor-
stehende Paradigmenwechsel bewirkt 
neue Anforderungen an das vorhandene 
Personal. Daraus erwachsen neue 
Herausforderungen für mittelständische 
Unternehmer für ihre Personalent-
wicklung. Die Entscheidungsfindung 
bei Neueinstellungen und individuellen 
Weiterentwicklungen, die Erreichung 
einer möglichst stressfreien Arbeits-
kultur sowie eine aufmerksame Betriebs-
bindung der eigenen Fachkräfte be-
dingen zum Teil neue und umfassendere 
Anforderungen an die mittelständische 
Unternehmensführung. 

Peter Heinz Tremmel,

tremmel@menschen-wirtschaft.de,

www.menschen-wirtschaft.de  

Schwerpunkt
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Titel RubrikAus den Kreisen & Bezirken

MIT Esslingen

Marcus Müller neuer 
Kreisvorsitzender

Der neue Kreisvorstand der MIT Esslingen

P.I.T. PRÄZISION IM TAUSENDSTEL.

P.I.T. Drei Buchstaben, denen sich Jürgen Himmelsbach und 

Oswald Flaig seit 1990 verpflichtet fühlen. In voller Länge heißt 

das: Production In Time, Zerspantechnik und Handels GmbH. 

Aber wer sagt das schon, seit die drei Buchstaben P.I.T. zum 

Synonym für leidenschaftliche Präzision, Kreativität und 

unbedingten Expansionswillen geworden sind.

Production in Time . Zerspantechnik und Handels GmbH . Dr.Konstantin-Hank-Str. 16 

78713 Schramberg-Sulgen . Telefon 07422 23614 . info@productionintime.com

Marcus Müller aus Esslingen wurde mit überwältigender Mehr-
heit zum neuen Kreisvorsitzenden der MIT Esslingen gewählt 
und als seine Stellvertreter Franz Pfeffer, Erika Schlauch und 
Frank Schreiter. Müller tritt die Nachfolge von Ulrich Bauer an, 
der 15 Jahre lang die Geschicke der MIT erfolgreich geführt hat-
te. Einer der großen Verdienste von Bauer ist, dass er die Mit-
gliederzahl trotz widriger Umstände immer weiter ausbauen 
konnte und die MIT Esslingen als die Stimme des Mittelstands 
im Kreis Esslingen immer laut ist. Für diese erfolgreiche Arbeit 
wurde Ulrich Bauer zum Ehrenkreisvorsitzenden ernannt. 

Den Vorstand komplettieren Walter Wittmann als Schatz-
meister, Holger Kappel als Pressesprecher, Ursula Scherer als 
Schriftführerin. Rosemarie Allgaier, Anette Beck, Dr. Hartmut 
Benckert, Manfred Nagel, Adelheid Reichart, Renate Schindler, 
Prof. Erich Sigel, Joachim Thomas sind die gewählten Beisitzer.

Verlässliche Vertretung für den Mittelstand
„Gerade in Zeiten, in denen es chic ist, den Porsche in der Gara-
ge zu haben und Grün zu wählen, ist es umso wichtiger, dass der 
Mittelstand eine verlässliche Vertretung hat und schon heute die 
Weichen stellt für Zeiten, in denen sich die Mitmenschen den Lu-
xus nicht mehr leisten zu können, Grün zu wählen“ so der neue 
Kreisvorsitzende Marcus Müller. Die MIT wird auch weiterhin eine 
streitbare politische Größe bleiben und da, wo es notwendig ist, 
den Finger in die Wunde legen“ kündigt Müller kämpferisch an.

Im Rahmen des Kreismittelstandtags erhielten die Ehrenna-
del in Bronze für 10 Jahre Mitgliedschaft Susanne Nonnenma-
cher, Christoph Traub, Siegried Russ, Wolfgang Fink, Klaus Kas-

ler, Klaus Tucher, Andreas Weber und Prof. Hartmut Benckert. 
Für 20 Jahre Mitgliedschaft wurde die Ehrennadel in Silber an 
Ursula Scherer, Ulrich Bauer und Walter Wittmann überreicht.

Am Abend gab es nicht nur Neuwahlen, sondern auch die po-
litische Aussprache, der sich Michael Hennrich MdB aus dem 
Wahlkreis Nürtingen stellte. Es wurden in einer harten, aber fai-
ren Diskussion die aktuellen Themen und der Zustand unserer 
Mutterpartei sehr kontrovers diskutiert.

Holger Kappel, holger.kappel@mit-esslingen.de, www.mit-esslingen.de ■

Zertifizierter Betrieb für ökologisch erzeugte Lebensmittel
in Ludwigsburg, Leonberg, Sindelfingen und Umgebung

www.troelsch.de

in großer Auswahl
         aus frisch geschrotetem Korn

Bio-Leinbrot, Frischkorn, Hausvollkorn,  
Sonnenblumen, Kornduft, Emmer, Friesen, Dinkelfladen

MIT Konstanz 

Tischmesse in Stockach 
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Die Bedeutung von Fördermitteln für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland

Warum ist die Förderung von 
Unternehmen, Technologien 
sowie Innovationen für die 
Bundesrepublik Deutsch-
land volkswirtschaftlich von 
elementarer Bedeutung?

In einem rohstoffarmen Land wie 
Deutschland sind die Forschungs-, Entwi-
cklungs-, Technologie- und Innovations-
förderung sehr elementare Faktoren, 
um im globalen Wettbewerb erfolgreich 
bestehen zu können. Der Austausch von 
Technologien und Technik gegen Roh-
stoffe hat für Deutschland und die hier 
wirtschaftenden Unternehmen eine 
lange Tradition seit dem Beginn der In-
dustrialisierung bis in die Gegenwart. 
Man kann dies auch als sehr erfolgreiche 
Strategie der deutschen Wirtschaft im 
globalen Wettbewerb der nationalen 
Volkswirtschaften bezeichnen. 

Definition von Fördermitteln
Bei öffentlichen Fördermitteln handelt 
es sich um Subventionen. 
Der Begriff wird vom lateinischen Wort 
subvenire (= zur Hilfe kommen, unter-

stützen) abgeleitet. Fördermittel und 
Subventionen sind ein Instrument der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik, indem 
der Staat finanzielle Unterstützungen 
an Unternehmen gewährt. Hierbei wird 
zwischen direkten Subventionen (finan-
zielle Zuschüsse) und indirekten Sub-
ventionen (Steuerminderungen oder 
Steuerbefreiungen) unterschieden. Das 
Besondere bei Subventionen ist, dass 
diese nicht zurückgezahlt werden müs-
sen. Hierbei ist es wichtig zu erwähnen, 
dass diese nicht nach dem Gießkannen-
prinzip verteilt werden. Denn die Län-
der, der Bund und die EU definieren 
unterschiedlichste Vergabekriterien und 
Richtlinien, wodurch eine zielorientierte 
Wirkung der Mittel gewährleistet wird.

Zukünftige Technologiefelder
Im Gegensatz zur Vergangenheit 

haben der Umfang und das Ausmaß 
von Technologien heute derart zu-
genommen, dass es selbst für eine 
Volkswirtschaft unmöglich ist, sich 
mit allen Technologiefeldern zu be-
schäftigen. Vielmehr findet man in 
nationalen und regionalen Techno-
logieförderungs-Programmen jeweils 
eine Fokussierung auf bestimmte Teil-
bereiche. Diese Priorisierung orientiert 
sich häufig einerseits auf Bereiche, in 
denen traditionell Stärken hinsicht-
lich wissenschaftlicher Ressourcen und 
Fähigkeiten bestehen, und andererseits 
daran, wie bestimmte Technologie-
bereiche hinsichtlich der Zukunftsent-
wicklung als mehr oder weniger be-
deutsam eingestuft werden. Die vorab 
dargestellte Förderung bestimmter 
Technologiefelder findet zunächst in-
stitutionell in Universitäten, Hoch-
schulen, Forschungsinstituten oder in 
bezuschussten Forschungsprojekten 
mit Unternehmen, Netzwerken und 
Clustern statt. 
Auf ähnliche Weise findet auch die 
Förderung von Technologien in Unter-
nehmen statt, d. h., Unternehmen orien-
tieren sich bei der Festlegung der für 
sie interessanten Technologiefelder zu-
nächst vorrangig an ihren traditionellen 
Kernkompetenzen und ihren Ressourcen 
sowie an den sich daraus ergebenden 
Folgetechnologien. Insbesondere klei-
nen und mittelständischen Unter-
nehmen fehlen trotz großer Kreativitäts-
potenziale und innovativer Kompetenzen 

Martin Steidele

Schwerpunkt

Elektronik die begeistert
MRS ELECTRONIC

MRS Electronic GmbH & Co. KG
Entwicklung und Produktion von kompakten 
Steuerungen, Relais, Gateways und HMI-Systemen

MRS Electronic GmbH & Co. KG • Klaus-Gutsch-Str. 7 • 78628 Rottweil • Tel.: +4974128070 • info@mrs-electronic.de • www.mrs-electronic.de
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häufig die finanziellen und personellen 
Kapazitäten für die Kommerzialisierung 
neuer Technologien.
Die Zukunft wird nach den Vor-
stellungen der deutschen Bundes-
regierung durch Technologiefelder wie 
Werkstofftechnologien, Nanotechno-
logie, optische Technologien, Mikro-
systemtechnik und Life Science geprägt 
werden. Das bedeutet, dass in den Pro-
grammen des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung Technologien 
aus diesen Feldern mit erheblichen Mit-
teln gefördert werden. Der Wettbewerb 
in diesen Technologiefeldern wird welt-
weit und branchenübergreifend geführt. 
Durch die Unterstützung sollen vor 
allem Schrittmachertechnologien, die 
in der Forschung entstanden sind, in an-
wendungsorientierte Schlüsseltechno-
logien überführt werden, aus denen 
Großunternehmen und auch KMUs (klei-
ne und mittelständische Unternehmen) 
neue Produkte und Prozesse entwickeln 
und sich so im globalen Wettbewerb bes-
ser positionieren können.

Kleine und mittelständische Unter-
nehmen sind der Wachstumsmotor 
Deutschlands
KMUs sind die Triebkräfte für Wachs-
tum, Innovation und Beschäftigung. 
Sie stellen 61 % der Arbeitsplätze in 
der Wirtschaft und 44 % der Arbeits-
plätze in der Industrie. In Deutschland 
gibt es zurzeit etwa 30.000 kontinuier-
lich FuE treibende KMUs, dazu kommen 
etwa ebenso viele, die nur gelegentlich 
forschen und entwickeln. Die Zahl der 
Innovatoren wird auf knapp 110.000 ge-
schätzt. Zwischen 2005 und 2010 stie-
gen die FuE-Aufwendungen der KMU 
trotz der Finanz- und Wirtschaftskrise 
um 35 % und damit stärker als die der 
größeren Unternehmen. Somit wirkte 
die FuE-Förderung stabilisierend auf die 
Entwicklung der Beschäftigung.
Im internationalen Vergleich ist der 
Anteil der innovativen KMU hoch. In 
einer besonders durch die Dynamik der 
forschungsintensiven und exportstarken 
Industriebranchen und der unter-
nehmensbezogenen Dienstleistungen 
getriebenen Wirtschaft stehen viele 
KMU im internationalen Wettbewerb. 
Darin können sie nur bestehen, wenn 
sie Produkte und Dienstleistungen 

neu- oder weiterentwickeln und ihren 
Produktionsprozess effizienter ge-
stalten. Eine besondere Rolle haben sie 
bei der Entwicklung und Einführung von 
Produktinnovationen für neue Märkte.

Die Notwendigkeit staatlicher 
Förderung
Die Notwendigkeit der staatlichen För-
derung von Technologien und Innovatio-
nen wird aus Marktunvollkommenheiten 
abgeleitet. Im Vergleich zu größeren 
Unternehmen werden KMU mit folgen-
den Problemstellungen konfrontiert: 
•	 Sie leiden stärker unter Be-

schränkungen der externen 
Finanzierungsmöglichkeiten von For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben

•	 KMUs können den notwendigen Um-
fang an FuE-Kapazität und den Zugriff 
auf die Vielfalt des erforderlichen 
technologischen Wissens teilweise 
nur in Kooperationen realisieren

•	 Sie können das Innovationsrisiko nicht 
auf mehrere Projekte verteilen

•	 Kleine und mittelständische Unter-
nehmen haben oft eine geringere 
Durchsetzungsfähigkeit von Innova-
tionen im Markt 

•	 Sie haben geringere Möglichkeiten zur 
Nutzung von Skaleneffekten

Außerdem konkurrieren sie mit Groß-
unternehmen um Fachkräfte. Ein Fünftel 
der Beschäftigten aller Unternehmen 
mit kontinuierlicher FuE-Tätigkeit in 
Deutschland sind in KMUs tätig.  
In Deutschland unterstützen der Bund, 
hier vor allem das BMWi und das BMBF, 
und die Länder mittelständische Unter-
nehmen auf vielfältige Weise, um deren 
Innovationskraft zu stärken. Zudem kön-

nen KMUs Förderprogramme der Euro-
päischen Gemeinschaft (EU) nutzen. 

Warum ist bei einer drohenden Rezes-
sion die Innovations- und Technologie-
förderung besonders wichtig?
Rückläufige Zahlen für Produktion und 
Auftragseingänge im verarbeitenden 
Gewerbe führen aktuell zu einer „ge-
drückten Stimmung in der deutschen 
Wirtschaft“ und zu freien Kapazitäten 
in den Unternehmen. Grund dafür sind 
vor allem die außenwirtschaftlichen 
Risiken, ein drohender harter Brexit 
und Handelsstreitigkeiten. Außer-
dem gibt es strukturelle Schwächen 
in einigen Branchen, etwa der Auto-
mobilindustrie. Denn der anstehende 
Technologiewandel ist ja nur eines von 
mehreren Problemen, mit denen die 
Autoindustrie zu kämpfen hat. Aus die-
sem Grund sollten nun die Betriebe die 
Unternehmens-, Technologie- sowie 
Innovationsförderung in Anspruch 
nehmen, um mit zukunftsweisenden 
Produkten und Dienstleistungen neue 
Märkte bzw. Marktfelder erschließen 
zu können. Deshalb ist die Wirtschafts-
politik in Deutschland so stark ge-
fordert wie noch nie, denn der Staat 
sollte die bisher erreichten Erfolge der 
Technologie- und Innovationsförderung 
des Mittelstands verstetigen und weiter 
ausbauen, um den Wirtschaftsstandort 
Deutschland mit effektiven Fördermaß-
nahmen erhalten zu können.

 
Martin Steidele, 

 info@dt-fb.de,   

www.dt-fb.de  
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Fachkräfte, Flüchtlinge, Asyl, Abschiebungen

Was bringt das Migrationspaket?

Der Bundestag hat auf einen Schlag gleich sieben Gesetze zu 
Migration und Asyl verabschiedet. Das Ziel: schnellere Ab-
schiebungen, mehr Fachkräfte und insgesamt mehr Ordnung 
in der Migrationspolitik. Die wichtigsten Neuregelungen im 
Überblick.

Mehr Fachkräfte
Ziel des neuen Fachkräfteeinwanderungsgesetzes ist es, die 
Zuwanderung nach Deutschland für qualifizierte Fachkräfte aus 
Drittstaaten, also Nicht-EU-Staaten, zu erleichtern. Damit soll 
der Fachkräftemangel gelindert werden. „Wir wollen keine Ein-
wanderung in die Sozialsysteme, sondern in den Arbeitsplatz. 
Das ist unser Ziel. Zudem können wir über diesen Weg die il-
legale Migration etwas zurückdrängen“, sagte Bundesinnen-
minister Horst Seehofer.
Das Gesetz regelt, wer zu Arbeits- und zu Ausbildungszwecken 
nach Deutschland kommen darf und wer nicht. Als Fachkraft 
gilt, wer über eine in Deutschland anerkannte Berufsausbildung 
oder einen Hochschulabschluss verfügt. Eine solche Fachkraft 
kann für sechs Monate ein Aufenthaltsrecht zur Arbeitsplatz-
suche erhalten. Voraussetzung dafür sind Deutschkenntnisse 

und ein gesicherter Lebensunterhalt. Dieser muss auch für ge-
gebenenfalls mitreisende Familienangehörige nachgewiesen 
werden. Bewerber, die älter als 45 Jahre sind, müssen monat-
lich mindestens 3.685 Euro verdienen oder eine angemessene 
Altersvorsorge nachweisen. Eine Ausnahme wird für dringend 
benötigte IT-Spezialisten gemacht: Sie dürfen auch ohne Aus-
bildung einreisen – vorausgesetzt, sie können nachweisen, dass 
sie im Ausland schon mehr als drei Jahre in der Branche ge-
arbeitet haben.
Neu ist, dass die Beschränkung auf Engpassberufe entfallen 
soll. Genauso entfällt die Vorrangprüfung, bei der untersucht 
wird, ob auch Deutsche oder andere EU-Bürger für eine Stel-
le infrage kommen. Zudem sollen die Verfahren bei zentralen 
Ausländerbehörden vereinfacht und beschleunigt werden. Das 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz, das auch von der MIT immer 
wieder gefordert wurde, wird voraussichtlich Anfang 2020 in 
Kraft treten. 

Verbesserungen für Geduldete
Ein neues Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Be-
schäftigung soll Rechtsklarheit für die bereits hier lebenden 
Geduldeten und ihre Arbeitgeber schaffen. Wer seit mindes-
tens einem Jahr geduldet und 18 Monate sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt ist, kann eine Beschäftigungsduldung 
erwerben. Nach 30 Monaten ist ein legales Aufenthaltsrecht 
möglich – einen festen Job, hinreichende Deutschkenntnisse und 
Gesetzestreue vorausgesetzt. Die Regelung gilt aber nur für alle 
vor dem 1. August 2018 Eingereisten, damit dies nicht als Ein-
ladung für unqualifizierte Migranten aus aller Welt verstanden 
wird. Diese Stichtagsregelung wurde als Kompromiss für den 
ursprünglich von der SPD verlangten uneingeschränkten „Spur-
wechsel“ zwischen Asyl- und Erwerbsmigration eingeführt.
Die bisherige „Ausbildungsduldung“ für Auszubildende ohne 

Schwerpunkt

          DeutschlanDs sinnlichster  

      BaDetempel 
         liegt zwischen stuttgart unD Karlsruhe 

75323 BaD wilDBaD | tel. 07081/303-0 | www.palais-thermal.De

lay anz pt badetempel 90x130.indd   2 21.02.14   12:49

 Q
ue

lle
: B

un
de

sa
m

t f
ür

 M
ig

ra
ti

on
 u

nd
 F

lü
ch

tl
in

ge

Geflüchtete kommen an



15

Aufenthaltserlaubnis wird zudem auf weitere Helferberufe aus-
geweitet (zum Beispiel Altenpflegehelfer oder Kindergartenhelfer). 

Mehr Abschiebungen
Das Geordnete-Rückkehr-Gesetz hat vor allem ein Ziel: die 
Zahl der Abschiebungen der Flüchtlinge erhöhen, „die ausreise-
pflichtig sind und das Land nicht freiwillig verlassen“. Immerhin 
scheiterte 2018 jede zweite Abschiebung. Deshalb wird nun 
eine Pflicht zur Passbeschaffung eingeführt und eine „Duldung 
für Personen mit ungeklärter Identität“ geschaffen: Wer an der 
Klärung seiner Identität nicht mitwirkt, soll bestraft werden. 
Außerdem kann bei Straftaten schneller abgeschoben werden. 
Hierzu reicht nun eine Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten statt bisher einem Jahr. Die Voraussetzungen 
für die Anordnung von Sicherungshaft und Ausreisegewahrsam 
werden verbessert, die Haftvoraussetzungen abgesenkt. Damit 
soll insbesondere das Untertauchen vor der Abschiebung ver-
hindert werden. Ein Hauptproblem jedoch bleibt: Nach wie vor 
zeigen sich einige Herkunftsländer bei der Identifizierung und 
Rücknahme ihrer Staatsbürger wenig kooperativ. 

Weitere Änderungen 
Das neue Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz sieht 
Erleichterungen für Migranten vor, die sich im Beruf oder in der 
Ausbildung befinden. Asylsuchende, die sich arbeitssuchend 
melden, sollen unabhängig von ihrer Bleibeperspektive an 
Integrationskursen teilnehmen können. Arbeitsuchende Ge-
duldete sollen nach sechs Monaten an berufsbezogenen 
Deutschkursen teilnehmen können.
Im Asylbewerberleistungsgesetz werden Leistungen an die 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts angepasst. Asyl-
bewerber, die in Sammelunterkünften untergebracht werden, 
erhalten einen geringeren Satz. Im Gegenzug sollen Leistun-

gen für Asylsuchende verbessert werden, die sich in einer Aus-
bildung befinden. Außerdem sollen Leistungen den seit 2015 
gestiegenen Lebenshaltungskosten angepasst werden.
Auch das 2016 eingeführte Integrationsgesetz wird verändert. 
Die darin befristet wieder aufgenommene Residenzpflicht 
gilt nun dauerhaft. Anerkannte Flüchtlinge werden damit ver-
pflichtet, drei Jahre in dem Bundesland zu bleiben, in dem ihr 
Asylverfahren läuft. Die Länder können Flüchtlinge auch zum 
Wohnen in einer bestimmten Stadt verpflichten.
Das Zweite Datenaustauschverbesserungsgesetz soll vor 
allem Umfang und Zugriffsmöglichkeiten des Ausländerzentral-
registers (AZR) erweitern. Jugendämter und weitere Behörden 
sollen automatisiert darauf zugreifen können. Bei Menschen, 
die für eine Abschiebung in Betracht kommen, sollen zusätz-
lich Daten aufgenommen werden, zum Beispiel Fingerabdrücke, 
Größe und Augenfarbe. 
Ende Juni folgte mit dem veränderten Staatsangehörigkeits-
gesetz eine achte Maßnahme, die auf die Terrorismus-Be-
kämpfung zielt. Danach sollen Doppelstaatler den deutschen 
Pass verlieren, wenn sie sich im Ausland einer terroristischen Ver-
einigung anschließen. Wer in einer Mehrehe lebt, darf nicht mehr 
eingebürgert werden. Zudem wird die Rücknahmefrist bei er-
schlichenen Einbürgerungen von fünf auf zehn Jahren verlängert.

Hubertus Struck,  

struck@mit-bund.de,  

www.mit-bund.de  

Schwerpunkt

Karawane Reisen GmbH & Co. KG 
Schorndorfer Str. 149 · 71638 Ludwigsburg
Tel +49 (0) 7141 2848-0 www.karawane.de

Weltweit. Persönlich. Reisen.
Erlebnisse vom Spezialisten. 

Asien · Afrika · Neuseeland · Südsee · Australien
Nord-, Mittel- und Südamerika · Indischer Ozean

Unvergessliche Momente auf Reisen mit Karawane. 
Individuell oder in kleinen Gruppen. Persönliche Reiseberatung 
durch Spezialisten. 13 Kataloge mit einem weltweiten Reise-
angebot für Individualreisen, Gruppenreisen, Kreuzfahrten 
und Sondergruppen. Kataloge und Angebot anfordern unter:

www.karawane.de

© lhboucault, fotolia.com
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg, ihren Gliede-

rungen für die Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. 
Eine sonstige Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen 
Versammlungen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem 
Postweg gleich.  Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG
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MIT Göppingen

Klimapolitik: Deutsche Alleingänge bringen nichts

Kreis Göppingen. Energie- und Mobilitätswende, aber auch 
Bürokratismus und allgemeine gesellschaftspolitische Fragen 
diskutierten Unternehmer aus dem Landkreis Göppingen beim 
jüngsten Stammtisch der Mittelstandsvereinigung (MIT) im 
Göppinger Stadthallen-Restaurant. Zu diesem Treffen hatte 
MIT-Kreisvorsitzender Eduard Freiheit den  CDU-Bundestags-
abgeordnete Hermann Färber eingeladen. Der kam in seinen Aus-
führungen auch gleich auf das Thema Verkehr zu sprechen und 
unterstrich auch die Forderung vieler Unternehmer im Kreis nach 
einem weiteren Ausbau der B 10 in Richtung Geislingen. Färber 
versprach, sich hier noch stärker mit dem Staatssekretär im Wirt-
schaftsministerium, Steffen Bilger, auszutauschen.  Färber, gleich-
zeitig auch Landwirt, wies in seinen Ausführungen darauf hin, 
dass 2,4 Milliarden Menschen keinen Zugang zu Sanitäranlagen 
hätten. Weltweit würden 80 Prozent des Abwassers ungereinigt in 
die Ökosystem zurückfließen.  Vor dem Hintergrund dieser Zah-
len wurde auf die Explosion der Bevölkerungszahl hingewiesen. 
Von Christi Geburt bis ins  Jahr 1900 habe die Bevölkerung um 
eine Milliarde Menschen zugelegt, seither steige sie alle zehn 
Jahre um eine Milliarde Menschen. Um die Weltbevölkerung zu 
ernähren, seien zum Beispiel klimaschädliche Rodungen mit zu-
sätzlichen Emissionen erforderlich. Die Unternehmer waren der 
Ansicht, dass  es bei diesen Vorzeichen sehr schwer sei, die Klima-
wende zu schaffen. Es sei zudem nicht gut, wenn nur Deutsch-
land alleine Gas bei der Energie- und Mobilitätswende gebe. Zu-
gleich sprachen sie sich bei der Veranstaltung dafür aus, dass sich 
Deutschland noch mehr auf die Innovation von Produkten zum 
Klimaschutz konzentrieren sollte, um dazu beizutragen, dass die 
weltweiten Klima-Probleme gelöst werden können. Timm Engel-
hardt, Geschäftsführer der landkreis-eigenen Energieagentur, 
meinte, dass der Gesellschaft eine Entschleunigung guttun würde. 
Das Tempo der Veränderungen sei zu schnell geworden. Paul Lam-
bert, ehrenamtlicher Cheforganisator des Göppinger Stadtfestes, 
kritisierte die bürokratischen Hürden, die eine vernünftige Fest-

organisation behindern würden. Zu viele Regelungen behinderten 
auch den Gesamtüberblick in der Unternehmensführung. 

Eduard Freiheit,  

info@freiheit-consulting.de,  

www.mit-gp.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Gewerbebau · Verwaltungsbau · Stahlhochbau · Sonderkonstruktionen

Mit Stahlbau zu effizienten Lösungen am Bau
Unsere  Kernkompetenz sind Tragwerks kons truk  tionen im  
klassischen Stahlbau sowie die Erstellung schlüsselfertiger 
Industrie- und Gewerbeobjekte

Für uns ist anspruchsvoller Stahlbau Herzenssache – 
und der optimale Weg zu attraktiven Stahlbau-Lösungen.

Wir bauen ausgezeichnete Industrie- und 
Gewerbeojekte – mit besten Referenzen und 
30 Jahren Erfahrung

Industriebau Bönnigheim 
GmbH+Co.KG
Industriestr. 18
74357 Bönnigheim

 Stammtisch der MIT Göppingen

Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich       € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie,
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg, ihren Gliede-

rungen für die Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. 
Eine sonstige Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen 
Versammlungen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem 
Postweg gleich.  Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG
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MIT Mannheim zu Gast bei Freunden

Sommerfest an der Bergstraße

Länderübergreifend arbeiten die MIT 
Kreisverbände in der Metropolregion 
Rhein-Neckar zusammen. Zahlreiche ge-
meinsame Veranstaltungen zeugen von 
einem erfolgreichen Miteinander. Hierzu 
gehört auch traditionell das gemeinsame 
Sommerfest bei den MIT Freunden im 
Kreis Bergstraße.
Beim diesjährigen Treffen stand vor 

allem der Dank an den bisherigen Kreis-
vorsitzenden Werner Hartmann im 
Mittelpunkt, der bei den turnusgemäßen 
Neuwahlen nach 10-jähriger Amtszeit 
nicht mehr kandidierte. Der neugewählte 
Kreisvorsitzende Landrat a.D. Matthias 
Willkes nutzte die Gelegenheit, um sich 
und sein neues Team den Anwesenden 
zu präsentieren. Gleichzeitig freute er 

sich, dass sein Kreisverband nach den 
aktuellen Statistiken zu den am stärksten 
wachsenden Verbänden im Bundesgebiet 
gehört.
Beim anschließenden Get-together stand 
der im September stattfindende Bundes-
mittelstandstag in Kassel im Mittel-
punkt der Diskussion. Neben zahlreichen 
inhaltlich guten Anträgen soll dort er-
neut über die Umbenennung der MIT in 
Mittelstands- und Wirtschaftsunion be-
raten und abgestimmt werden. 
Dieser Antrag auf Umbenennung stieß vor 
Ort auf wenig Gegenliebe. Erst beim letz-
ten Bundesmittelstandstag 2017 wurde 
ein ähnlicher Antrag auf Umbenennung 
von den Delegierten abgelehnt.
Kritik kam auch vom Mannheimer MIT 
Kreisvorsitzenden Alexander Fleck: „Ich 
lade die Verantwortlichen in Berlin ein, 
die Entscheidung des Bundesmittel-
standstages 2017 zu respektieren. Es 
kann nicht sein, dass wir so lange ab-
stimmen müssen, bis das Ergebnis den 
Verantwortlichen auf der Bundesebene 
passt.“ Mit einem Lachen fügt Fleck 
hinzu: „Theresa May lässt grüßen.“

Alexander Fleck,  

alexander.fleck@t-online.de,  

www.mit-mannheim.de  

Vorstand der MIT Mannheim

Aus den Kreisen & Bezirken

Grüner Systemtechnik GmbH & Co. KG
Industriestr. 10 . 73337 Bad Überkingen-Hausen
Telefon 0 73 34.74-0 . Telefax 0 73 34.7 42 95
e-mail: info@gruener-systemtechnik.de
www.gruener-systemtechnik.de
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Fachkräftemangel - Notstand für den Mittelstand

Ein Hilferuf aus der Praxis

Die mit Abstand größte Heraus-
forderung für den Mittelstand in den 
kommenden Jahren ist, neben der nach 
wie vor ungebremst ausufernden Büro-
kratie in Deutschland, der bereits be-
stehende Fachkräftemangel, der sich 
in den kommenden Jahren aufgrund 
des demografischen Wandels drama-
tisch weiter verschärfen wird. Dabei 
ist es egal, ob wir über Pflegekräfte 
im Gesundheitswesen, Mitarbeiter im 
Handwerk, Facharbeiter in der Fertigung 
oder um Nachwuchskräfte im Dienst-
leistungsbereich reden, überall fehlen 
qualifizierte Mitarbeiter. Über die bei-
den letzten Jahrzehnte wurde unserer 
Jugend eingeredet, dass eine berufliche 
Ausbildung minderwertig sei und nur 
ein Studienabschluss wirklich werthaltig 
ist. Man müsse sich nur richtig am Markt 
positionieren, um seine Work-Life-Ba-
lance mit dem Laptop auf dem Schoß 
am schönen Meeresstrand bei gutem 
Gehalt zu finden. Heute müssen wir nun 
feststellen, dass niemand mehr da ist, 
um im Krankenhaus die Patienten zu 
pflegen, den tropfenden Wasserhahn in 
unserer Wohnung abzudichten, die Stra-
ße vor unserem Haus zu reparieren oder 
die Maschinen in der Fertigung zu be-
dienen. Viele Unternehmen im produzie-
renden Bereich verlagern Produktions-
kapazitäten ins Ausland, nicht mehr 
wegen dem Lohnkostenvorteil wie in 
der Vergangenheit, sondern ganz ein-
fach aus der Not heraus, weil sie die 
benötigten Mitarbeiter in Deutschland 
nicht mehr bekommen. Schlaue Rat-
schläge, wie man hätte halt in der Ver-
gangenheit mehr ausbilden sollen oder 
es gäbe ja jetzt ein großes ausbildungs-
williges Potential an Flüchtlingen, gehen 
an der Realität vorbei. Ohne eine so-
lide schulische Basis, selbstverständ-
lich die einwandfreie Beherrschung der 
deutschen Sprache und zumindest in 
Grundzügen vorhandene sozio-kultu-
relle Erziehung, ist eine gute berufliche 
Ausbildung und Beschäftigung in unse-
rem anspruchsvollen Umfeld nur schwer 
möglich. Erschwerend kommt hinzu, dass 

große Unternehmen in der Regel eher in 
der Lage sind, höhere Vergütungen zu 
bezahlen als der klassische Mittelstand 
dies kann, und auch was die Gewährung 
von Sozialleistungen anbelangt, ist es 
Großbetrieben eher möglich, die An-
sprüche der Mitarbeiter zu erfüllen. 
Wenn ich halt nur einen Programmierer 
im Unternehmen habe und dieser seinen 
ihm zustehenden Erziehungsurlaub neh-
men möchte, wer macht dann für sechs 
Monate diese Arbeit?   
Wie kann nun diesem sich weiter ver-
schärfenden Trend gegengesteuert wer-
den? Zu allererst bedarf es eines Um-
denkens in unserer Gesellschaft, was den 
Stellenwert der beruflichen Ausbildung 
angeht. Hier muss die Politik mit gutem 
Beispiel vorangehen und darf nicht nur 
in Sonntagsreden die im internationalen 
Vergleich qualitativ sehr herausragende 
duale Ausbildung loben. Mit konkreten 
Taten müssen die Förderung von jungen 
Menschen, die kein Studium, sondern 
den Weg der beruflichen Ausbildung 
gehen, sowie die Ausstattung der beruf-
lichen Ausbildungseinrichtungen, dem 
eines Hochschulabschlusses eben-
bürtig sein. Auch das erst kürzlich ver-
abschiedete Fachkräftezuwanderungs-
gesetz, das grundsätzlich ein wichtiger 
Schritt in die richtige Richtung sein kann, 
muss nun unbürokratisch umgesetzt wer-
den. Aber auch die Unternehmen müssen 
umdenken. So wird es unabdingbar sein, 

die neuen Möglichkeiten des Industrie 
4.0 - Umfeldes zu nutzen, um viele Auf-
gabenstellungen effizienter erledigen zu 
können bzw. diese so zu gestalten, dass 
sie von Mitarbeitern mit einer geringeren 
Qualifikation verrichtet werden können. 
Auch die Entwicklung von unternehmens-
spezifischen berufsbegleitenden Weiter-
bildungsprogrammen sowie das Ein-
gehen von unternehmensübergreifenden 
Kooperationen im mittelständischen 
Unternehmensumfeld, um den jungen 
Menschen interessante Ausbildungs-
möglichkeiten zu bieten sowie ihren 
Einsatz überbetrieblich zu koordinieren, 
können Maßnahmen sein, um Arbeits-
plätze im Mittelstand wieder attraktiv 
zu gestalten und dem bestehenden Fach-
kräftemangel gegenzusteuern. 
Aber erst wenn für den Fachkräfte-
mangel ein echtes Problembewusstsein 
in Gesellschaft und Politik vorhanden 
ist und die Bereitschaft besteht, mit 
der gleichen Energie wie beim Thema 
Klimawandel diese Herausforderung 
anzugehen, wird es möglich sein, die 
Zukunft des Mittelstandes und die Auf-
rechterhaltung vieler Dienstleistungen 
in unserer Gesellschaft zu sichern. Hier-
bei ist ein MIT-einander von Politik und 
Wirtschaft gefragt…

Markus Marschall,

Markus.Marschall@mm-kn.de,

www.mit-konstanz.de  

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT im Kreis 
Konstanz mit 
Lust auf mehr 
Einmischung

Am Mittwoch, den 26.06.2019, fand 
im neuen MAC II Museum in Singen 
die Kreisjahreshauptversammlung der 
Mittelstandsvereinigung MIT im Kreis 
Konstanz statt. Zahlreiche Mitglieder 
folgten der Einladung des Vorsitzenden 
Markus Marschall an den außergewöhn-
lichen Veranstaltungsort. Nach einer 
interessanten Führung durch das erst 
vor einigen Tagen neu eröffnete Mu-
seum MAC II, folgte eine nicht weniger 
spannende Hauptversammlung. Bei der 
Versammlung standen einerseits Neu-
wahlen an, andererseits kam es zu einer 
angeregten Diskussion rund um die ak-
tuelle Ausrichtung der Politik, besonders 
bezogen auf wirtschaftsnahe Themen. 
Markus Marschall, welcher im Zuge der 
Wahl in seinem Amt als Vorsitzender 
bestätigt wurde, machte in seiner An-
sprache deutlich, dass die MIT als Ver-
einigung der CDU verstärkt aktiv wer-
den und Druck ausüben muss. Hierbei 
sprach Marschall Themen wie den demo-
grafischen Wandel, Bildung, Wirtschaft 
und Infrastruktur an. Ein wichtiges Thema 
sei für den Mittelstand auch eine ver-
nünftige und nachhaltige Umweltpolitik, 
denn „Aktionismus, unreflektierte und 

unbezahlbare Umweltpolitik sei nicht das 
Ziel, vielmehr müssen innovative Lösun-
gen gefunden werden“. Besonders bei 
den Wirtschaftsthemen verspreche man 
sich mehr konkrete Schritte von der aktu-
ellen Bundesregierung. Bei den Wahlen 
selbst wurde der Vorstand deutlich ver-
jüngt und hat mit dem neuen stellver-
tretenden MIT-Vorsitzenden und gleich-
zeitig JU-Vizevorsitzenden Chris Martin, 
Pressesprecher Philipp Martin und Bei-
sitzer Kai Henke gleich drei Vorstands-

mitglieder dabei, welche unter 35 Jahre 
alt sind.  Ergänzt wird der Vorstand von 
acht weiteren Beisitzern sowie den Stell-
vertretern Wolfgang Buch, Heinz Roth 
und Schatzmeister Thomas Hertrich. 
Alles in allem fühlt sich die MIT gut für 
die kommenden zwei Jahre aufgestellt 
und möchte inhaltliche Akzente setzen. 

Philipp Martin,  

philipp@reachbird.io,  

www.mit-konstanz.de  

Vorstand der MIT Konstanz

Aus den Kreisen & Bezirken

www.wiesbauer-krane.de
Autokrane   Schwertransporte   Montagen   Spezialfahrzeuge. . .
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Angeregte Diskussion:  
Mittelstand und Jugend trifft auf Abgeordnete

„Mit voller Energie in die Zukunft“ – 
unter diesem Motto veranstalteten 
MIT und JU im Kreis Konstanz eine 
Diskussionsrunde, bei welcher die 
Bundestagsabgeordneten Andreas 
Jung MdB sowie Thomas Bareiß MdB, 
teilnahmen. Bereits zum zweiten Mal 
organisierten die beiden CDU-nahen 
Vereinigungen eine gemeinsame Ver-
anstaltung, welche zum wiederholten 
Male erfolgreich verlief. Ganz im Zen-
trum der Diskussion stand das aktuell 
beherrschende politische Thema – der 
Umwelt- und Klimaschutz. Es wurde 
deutlich, dass das Thema zwar eine der 
größten Herausforderungen darstellt, 
allerdings auch andere Themen mindes-
tens ebenso wichtig sind. Dies stellte 
auch der MIT-Kreisvorsitzende, Markus 
Marschall, in seiner Ansprache fest. 
„Umweltpolitik ist essentiell, funktio-
niert aber nur in Gesellschaften, denen 
es wirtschaftlich gut geht. Hierfür fehlte 
in den letzten Monaten allerdings der 
Blick und entsprechend gibt es viele 
Baustellen für eine wirtschaftlich erfolg-
reiche Zukunft in Deutschland und Euro-
pa. Die Politik muss Konzepte für Europa 
in Sachen Bildung und Digitalisierung 
finden, um auch zukünftig wettbewerbs-
fähig sein zu können.“ Bareiß brachte es 
in seiner Rede ebenfalls auf den Punkt 
und machte deutlich, dass eine Klima- 
und Umweltpolitik ohne Ideologie und 

realistisch umgesetzt werden müsse. 
Alles in allem herrschte eine angeregte, 
faire Debatte, in welche sich zahlreiche 
Gäste einbrachten – mit teilweise deut-
licher Kritik an der Bundespolitik der 
CDU, aber auch Lob für Initiativen der 
anwesenden Abgeordneten.

Philipp Martin,  

philipp@reachbird.io,  

www.mit-konstanz.de  

(Von links) Thomas Bareiß MdB, Markus Marschall, Andreas Jung MdB und Levin Eisenmann

Aus den Kreisen & Bezirken
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Aus den Kreisen & Bezirken

Tel.: 07541 - 95 3 96 0  -  www.containerland.de
®

Mobile Räume nach Maß

MIT Nordbaden

MIT Nordbaden kritisiert 
scharf die nur teilweise  
Abschaffung des Solidaritäts-
zuschlags

Baden-Baden. „Der vorliegende Gesetz-
entwurf ist eine Ohrfeige für all die-
jenigen, die tatsächlich mit der Verläss-
lichkeit der Politik gerechnet haben“, 
erklärt der nordbadische MIT-Bezirks-
vorsitzende Rolf Buttkus:
Die MIT Baden-Württemberg sowie 
MIT Bund und last but not least auch 
die CDU haben eine hundertprozentige 
Abschaffung des Solidaritätszuschlags 
beschlossen. Der Solidaritätszuschlag in 
Höhe von derzeit 5,5 Prozent dient zur 
Finanzierung des Solidaritätspakts II, 
welcher zum 31.12.2019 ausläuft! 
Damit besteht keine Grundlage für die 
weitere Fortführung, auch nur in Tei-
len, des Solidaritätszuschlags. Somit 
kann nicht von einer Steuerentlastung 
gesprochen werden, sondern von einer 
neuen Steuerbelastung. Unabhängig 

von den neuen Freigrenzen zeigt sich 
wieder einmal, dass der viel gepriesene 
Mittelstand in Deutschland, auf dem an-
geblich der ganze Erfolg basiert und der 
ja so wichtig ist, weiterhin zusätzlich be-
lastet wird, da der Solidaritätszuschlag 
auf die Körperschaftssteuer erhalten 
bleibt.
„Entgegen der Meinung der Bundes-
regierung ist der klassische Mittelstand 
in Form einer GmbH geführt und somit 
körperschaftssteuerpflichtig und muss 
den Solidaritätszuschlag zusätzlich be-
zahlen. Die Argumentation der Bundes-
regierung, dass auch Unternehmen 
der GmbH davon profitieren, ist schon 
abenteuerlich“ so Buttkus.
Wörtlich heißt es: „Häufig ist einer der 
Inhaber einer solchen Unternehmung 
gleichzeitig auch als Geschäftsführer 

dieser GmbH tätig. Als solcher zahlt er 
sich aus den Gewinnen seiner GmbH ein 
Geschäftsführergehalt aus. Dieses Ge-
schäftsführergehalt mindert den steuer-
pflichtigen Gewinn, d. h. es reduziert 
auch entsprechend die Bemessungs-
grundlage für den Solidaritätszuschlag.“
MIT Bezirksvorsitzender Rolf Butt-
kus: „Diese Argumentation ist schon 
abenteuerlich. Um die neuen Be-
messungsgrenzen zu argumentieren, 
wird in diesem Bereich von besserver-
dienenden Personen gesprochen und 
dazu ein DAX-Vorstand als Vergleich 
herangezogen mit einem Jahresein-
kommen von 7,5 Mio. Euro.

Rolf Buttkus
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Erst ist es unmöglich. 
Dann machen wir es 
aus Kunststoff.

Wir produzieren Spritzguss-Lösungen in 
Premium-Qualität und erfüllen besondere Ansprüche.

innovative injection moulding  www.kunststoff-christel.de

Kunststoff_Christel_März_2019_119x92.indd   1 29.03.2019   15:20:23

Aus den Kreisen & Bezirken

Dieser Vergleich ist beschämend für 
viele erfolgreiche mittelständische 
Unternehmen, die weder als Geschäfts-
führer noch als Gesellschafter ein 
Jahreseinkommen von 7,5 Mio. Euro er-
zielen können.
Wahrheit ist, dass der Gewinn, der 
in einer Kapitalgesellschaft erwirt-
schaftet wird, im mittelständischen 
Unternehmen sehr oft im Unter-
nehmen verbleibt, um dem Wachstum 
für die Folgejahre und die Sicherheit 
der Arbeitsplätze für viele Millionen 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zu gewährleisten! 
Auch die Argumentation, höhere Ein-
kommen wären in den letzten Jahren 
durch ein mehrfaches Abmildern der 
Kalten Progression entlastet worden, 
schreit zum Himmel. Mit der Anpassung 
bzw. Abmilderung der Kalten Progres-
sion wurde lediglich eine zum Him-
mel schreiende Ungerechtigkeit etwas 
abgemildert.
Was der Mittelstands- und Wirt-
schaftsvereinigung Baden-Württem-

berg ebenso fehlt, ist der genaue Zeit-
plan zur endgültigen Abschaffung des 
Solidaritätszuschlags und die genaue 
Erläuterung was und wie sich die so ge-
nannte Milderungsgrenze auswirkt. Die 
MIT Baden-Württemberg fordert die 
Bundesregierung auf, den Solidaritäts-
zuschlag zum 31.12.2020 vollständig 
abzuschaffen!

Jürgen Scheurer, 

 juergen.scheurer@outlook.com,  

www.mit-nordbaden.de  
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Winfried Kretschmann: Loslassen fällt nicht immer leicht.

Erfolgt die Kandidatur auf-
grund Parteidrucks?

Die Mitteilung der Kandidatur war wohl 
die erlösende Antwort für die Grünen; 
denn ob es mit einem etwaigen Kandi-
daten Cem Özdemir in Baden-Württem-
berg besser laufen würde, ist fraglich. 
Sie sehen hier die Möglichkeit für eine 
weitere Regierungszeit und das Erhalten 
ihrer Posten und Ämter! Doch mit der 
Kandidatur ist viel mehr verbunden, 

als man vermuten mag: Was haben die 
Wirtschaft und vor allem der Mittel-
stand davon? Weitere bürokratische 
Hindernisse und Verbote? Ein weiterer 
Stillstand oder eigentlicher Rückschritt 
im Land? Natürlich wollen die Grünen 
den Klimahype für sich nutzen und auch 
der Koalitionspartner springt gerne auf 
diesen Zug auf. Ist das aber der richtige 

Weg? Nicht nur der Landesvorstand der 
MIT Baden-Württemberg sieht das als 
Schritt in die Vergangenheit an anstatt in 
die Zukunft.
Die CDU ist aber gerade jetzt gefordert, 
diesen Stillstand und den drohenden 
Rückschritt zu verhindern und ihn nicht 
weiterhin einfach still zu dulden. 
Das Konzentrieren auf Busspuren und 
Radwege beispielsweise muss ein Ende 
haben. Genau wie die Konzentration auf 
Fahrräder. 
Vielmehr wird es höchste Zeit, dass 
die CDU darauf drängt, dass das Land 
Baden-Württemberg wieder zu dem 
wird, was einmal war, nämlich Ideen- 
und Forschungsland mit hohem Ent-
wicklungspotenzial und daraus resultie-
renden Erfolg für die Zukunft. Für das 
Wohlergehen der Wirtschaft und damit 
auch für den Bürger und mit guten und 
sinnvollen innovativen Lösungen für die 
Umwelt. Kein Ausbremsen der Wirtschaft 
und den sicheren Weg in das Erlahmen.
Wir fordern die CDU auf, sich ab sofort 
darauf zu konzentrieren, was sie war, die 
Partei der Mitte sowie der klugen Weit-
und Voraussicht und nicht darauf, sich 
als Follower des Grünen- und Klimahypes 
mit eigenem Verlustdenken darzustellen. 
Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung von CDU und CSU (MIT) ist mit 
mehr als 25.000 Mitgliedern der stärks-
te und einflussreichste parteipolitische 
Wirtschaftsverband in Deutschland. Die 
MIT setzt sich für die Soziale Marktwirt-
schaft und für mehr Unternehmergeist in 
der Politik ein.

Angelika Harm,  

angelika.harm@mit-lvbw.de,  

www.mit-bw  

MIT Land

PRESSEMITTEILUNG
PM10/2019

Vorlandstraße 1
77756 Hausach
uhl-beton.de

FON 0 78 31 78 9-0
FAX 0 78 31 74 75
E-MAIL  info@uhl-beton.de
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Koalitionseinigung zu Handwerksberufen 

„Rückkehr zur Meisterpflicht 
ist großer Erfolg“

Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung der CDU/CSU (MIT) begrüßt die 
Einigung der Großen Koalition auf eine 
Rückkehr zur Meisterpflicht in zwölf Ge-
werken. „Die Abschaffung der Meister-
pflicht hat sich für viele Berufsgruppen als 
Fehler erwiesen, weil sowohl die Qualität 
als auch die Ausbildungsleistung stark 
gelitten haben. Es ist deshalb ein großer 
Erfolg, dass wir diesen Fehler jetzt korri-
gieren“, sagte MIT-Bundesvorsitzender 
Carsten Linnemann. In seiner Funktion 
als stellvertretender Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hatte sich 
Linnemann heute (Montag) mit seinem 
SPD-Kollegen Sören Bartol und Bundes-
wirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) 
auf die Handwerksberufe geeinigt, in 
denen die Kriterien für eine Meisterpflicht 
erfüllt werden. Eine Meisterpflicht kann 
verfassungs- und EU-rechtskonform ein-
geführt werden, wenn es sich um gefahr-
geneigte Handwerke handelt, bei denen 
eine unsachgemäße Ausübung eine Ge-
fahr für Leben oder Gesundheit bedeutet. 
Auch Kulturgüterschutz ist ein Kriterium, 
das eine Meisterpflicht rechtfertigt. Die 
Wiedereinführung der Meisterpflicht ist 

eine zentrale Forderung der MIT. Sie war 
auf Antrag der MIT auf dem CDU-Partei-
tag 2016 beschlossen und dann ins 
CDU-Wahlprogramm zur Bundestags-
wahl 2017 aufgenommen worden. Im 
Koalitionsvertrag verständigten sich 
Union und SPD daraufhin, zu prüfen, wie 
der Meisterbrief für einzelne Berufsbilder 
EU-konform wieder eingeführt werden 
kann. „Der Meisterbrief ist ein Qualitäts-
merkmal des deutschen Handwerks. Er 
garantiert höchste Qualität der Arbeit 
und der beruflichen Ausbildung. Deshalb 
ist es so wichtig, dass die Koalition den 
Meisterbrief erhalten und stärken wird“, 
sagt Linnemann. Der Vorschlag der Wirt-
schaftspolitiker der Koalition beinhaltet 
die Wiedereinführung der Meisterpflicht 
in folgenden zwölf Gewerken: Fliesen-, 
Platten- und Mosaikleger, Betonstein- 
und Terrazzohersteller, Estrichleger, Be-
hälter- und Apparatebauer, Parkettleger, 
Rollladen- und Sonnenschutztechniker, 
Drechsler und Holzspielzeugmacher, 
Böttcher, Glasveredler, Schilder- und 
Lichtreklamehersteller, Raumausstatter, 
Orgel- und Harmoniumbauer. Die 
Meisterpflicht soll zum 1. Januar 2020 

eingeführt werden, aber nur für neu ge-
gründete Betriebe gelten. Bestehende 
Betriebe genießen Bestandsschutz. 
Die MIT setzt sich darüber hinaus für 
eine weitere Stärkung des dualen Aus-
bildungssystems ein: etwa über einen 
Meisterbonus, mit dem bei bestandener 
Meisterprüfung angefallene Gebühren 
ganz oder teilweise erstattet werden, 
oder eine Gleichstellung des Meister-
titels mit dem Bachelor. Linnemann: 
„Das würde dem anhaltenden Trend zur 
Akademisierung entgegenwirken und 
die Attraktivität der Ausbildungsberufe 
dauerhaft verbessern.“ 

MIT-Bundesgeschäftsstelle, 

info@mit-bund.de,  

www.mit-bund.de  

Dr. Carsten Linnemann MdB

MIT Bund

REINRÄUME MESSRÄUME RAUMSYSTEME

Nerling Systemräume GmbH  –  Benzstraße 54  –  D-71272 Renningen  –  Telefon: 07159/1634-0

Ihr Spezialist für klimatisierte Technologieräume

Messraum Gk2/3 mit Kranbedienung Reinraum ISO6/7 zur Medizinprodukte-Verpackung

www.nerling.de
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Der Weg zur 
„Rettung der 
Bienen“

Nachdem in letzter Zeit viel über das 
Insektensterben gesprochen wurde, sind 
es jetzt nur noch 770.000 Unterschriften 
bis zur „Rettung der Bienen“. 
So lautet der Name des Volksbegehrens, 
das in Baden-Württemberg initiiert und 
inzwischen vom Innenministerium zu-
gelassen worden ist. Der Name weckt Emo-
tionen: Welcher Mensch will denn, dass die 
Bienen sterben? Natürlich keiner! 
Doch so einfach ist es nicht. Wer ein 
Haus unter Denkmalschutz stellt, erhält 
es damit nicht automatisch. Es muss je-
manden geben, der das Haus pflegt und 
in Schuss hält. Wenn das niemand macht, 
wird das Haus früher oder später zur 
Ruine. Genau so ist das auch mit unseren 
Feldern, Weinbergen und Obstwiesen. 
Und wenn es niemanden mehr gibt, der 
die Felder bestellt, die Weinreben schnei-
det oder die Obstwiese pflegt, werden 
wir nicht nur unsere regionalen Produk-

te, sondern auch unsere einzigartige 
Kulturlandschaft verlieren.
Das Ziel des Volksbegehrens ist aller 
Ehren wert: Bienen, Schmetterlinge, 
Amphibien, Reptilien, Fische, Vögel und 
Wildkräuter sollen gerettet werden. Als 
Hauptursache für den Rückgang der 
Artenvielfalt hat die Initiative Pflanzen-
schutzmittel ausgemacht, welche pro-
zentual gesehen besonders in der Land-
wirtschaft genutzt werden. Deshalb soll 
der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 

nach Wunsch des Volksbegehrens massiv 
reduziert werden: Kein Einsatz in Land-
schaftsschutzgebieten. Halbierung des 
Einsatzes bis 2025 und bis 2035 sollen 
50 Prozent aller Felder, Obstwiesen und 
Weinberge in Baden-Württemberg öko-
logisch bewirtschaftet werden.
Doch was bedeutet das? Im Wesent-
lichen greift das Volksbegehren massiv in 
die konventionelle Landwirtschaft, den 
Obstbau und den Weinbau ein – ohne das 
notwendige Wissen und ohne Rücksicht 
auf Verluste. Werden die Forderungen 
des Volksbegehrens nämlich real, kämp-
fen viele Landwirte, vor allem im Obst- 
und Weinbau, ums Überleben.  
Äpfel vom Bodensee oder vom benach-
barten Bauern? Das war dann einmal. 
Schon heute erklären sich immer weniger 
Menschen dazu bereit, eine Streuobst-
wiese zu pflegen. Wer möchte die auch 
unterhalten, wenn die Anforderungen 
und Auflagen immer utopischer wer-
den und der ganze Aufwand nicht mehr 
leistbar ist. Dann kommt das günstige 
gespritzte Obst eben aus dem Ausland. 
Ist das in unserem und im Interesse der 
Umwelt?
Gleiches gilt für den Weinbau. Wer sich 
nur etwas auskennt, weiß, dass Wein-
reben extrem anfällig für Schädlinge und 
Pilzbefall sind. Deshalb müssen selbst 
beim Bio-Weinbau Pflanzenschutzmittel 
eingesetzt werden. Ohne die drohen 
enorme Ertragsverluste. Und auch im 
Weinbau gibt es immer weniger junge 
Menschen, welche die Arbeit im Wein-
berg auf sich nehmen möchten. 

Fabian Gramling MdL

Landespolitik

Gesucht!!!
Mittelständische Unternehmen 

• Ihr Unternehmensumsatz beträgt 50+ Mio. EUR?
• Sie haben Wachstumspläne und benötigen Finanzierung?
• Sie suchen einen seriösen, deutschen Partner als Investor?
• Sie denken daran, Ihr Unternehmen zu verkaufen?
• Sie haben Unternehmensnachfolge-Überlegungen?

Dann sind wir Ihre richtigen Ansprechpartner! 

Mit langjährigen Vorstands- und Geschäftsführer-Erfahrungen analysie-
ren, beraten und begleiten wir Ihren unternehmerischen Erfolg!

peter.ibbeken@t-online.de tamilla@t-online.de
  Tel.: 02236/3316994 Fax: 02236/3316992    Tel.:0421/895401 Mobil 0170/4877748  

Werden Sie Teil der Zukunft.

Möchten auch Sie zu den Besten gehören? Und suchen eine neue Herausforderung in einem zukunftssicheren 
Unternehmen? Dann freuen wir uns über Ihre Bewerbung als

>> SPS-/Robotik-Programmierer (m/w)
für den Bereich Steuerungstechnik

SCHNAITHMANN MASCHINENBAU GMBH
BEWERBUNG@SCHNAITHMANN.DE  . WWW.SCHNAITHMANN.DE

DER REGION VERBUNDEN



Der Weinbau hat in Baden-Württemberg 
eine lange Tradition und ist nicht mehr 
wegzudenken. Die Steillagen prägen das 
Landschaftsbild in vielen Teilen unseres 
Landes. Alleine entlang des Neckars von 
Plochingen bis Kirchheim am Neckar sind 
im Laufe der Jahrhunderte 670 Kilometer 
Weinbergsmauern entstanden. Diese von 
Menschenhand geschaffene Kathedrale 
des Weinbaus, diese einzigartige Kultur-
landschaft ist nicht nur Heimat für viele 
Tiere, sondern auch weltweit eine echte 
Sehenswürdigkeit. Ich möchte meinen 
Kindern und Enkelkindern unsere Heimat 
mit dieser beeindruckenden Landschaft 
noch zeigen können.
Ich finde es dennoch richtig und wich-
tig, dass wir den Schutz der Umwelt 
und der Artenvielfalt auf unsere Agen-

da nehmen. Ich glaube, dass wir alle 
einen Beitrag leisten können. Zum 
Beispiel beim wöchentlichen Einkauf. 
Wir müssen weg von der „Geiz ist geil“- 
Mentalität am Supermarktregal. Ich 
schaue immer darauf, dass ich mög-
lichst regional einkaufe. Selbst wenn es 
mal ein bisschen teurer ist, ist mir die 
Kartoffel vom regionalen Bauern lieber 
als die Bio-Kartoffel aus Ägypten. Was 
ist umweltfreundlicher als regionale 
Produkte, die den kurzen Weg in unse-
re Küche finden? Außerdem muss es 
wieder mehr Grünstreifen in unserer 
Landschaft geben – mehr Wildblumen-
wiesen auf unseren Feldern schaffen 
Lebensräume für Insekten. Und natür-
lich müssen wir unter dem Motto „We-
niger ist mehr“ gemeinsam mit den 

Landwirten den erfolgreichen Weg für 
eine nachhaltige Landwirtschaft weiter-
gehen, um in Zukunft den Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln weiter sinnvoll 
zu reduzieren. Es ist wichtig, dass wir 
gemeinsam mit und nicht gegen unsere 
Landwirte Maßnahmen erarbeiten, mit 
denen wir Artenvielfalt fördern.
Entgegen der Meinung vieler Befürworter 
ist es unseren Landwirten nämlich nicht 
egal, was mit unserer Natur passiert. Sie 
brauchen eine funktionierende Ökologie 
und die Vielfalt der Arten. Also lasst uns 
den Weg zur „Rettung der Bienen“ ge-
meinsam beschreiten!

Fabian Gramling MdL,  

fabian.gramling.ma1@cdu.landtag-bw.de,  

www.fabian-gramling.de  

Landespolitik

Werden Sie Teil der Zukunft.

Möchten auch Sie zu den Besten gehören? Und suchen eine neue Herausforderung in einem zukunftssicheren 
Unternehmen? Dann freuen wir uns über Ihre Bewerbung als

>> SPS-/Robotik-Programmierer (m/w)
für den Bereich Steuerungstechnik

SCHNAITHMANN MASCHINENBAU GMBH
BEWERBUNG@SCHNAITHMANN.DE  .  WWW.SCHNAITHMANN.DE

DER REGION VERBUNDEN
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Gesellschaftsgründung per 
Mausklick – Erleichterung für 
Unternehmer

Die Digitalisierung unserer Unter-
nehmenswelt schreitet stetig voran und 
„verschont“ auch klassische juristische 
Tätigkeitsbereiche nicht. Denn die Grün-
dung von Gesellschaften oder Nieder-
lassungen soll bald europaweit per Com-
puter vorgenommen werden können. Das 
sind die Auswirkungen der EU-Richtlinie 
2019/1151, die Juli 2019 veröffentlicht 
wurde. Ziel ist es, vor allem Kleinstunter-
nehmen und KMUs die Errichtung von 
Gesellschaften sowie Niederlassungen 
im In- und europäischen Ausland zu er-
leichtern. Dabei steht es jedem Mitglieds-
staat offen, ob in Zukunft Gründungen 
nur per Online-Verfahren erfolgen sollen 
oder ob der Unternehmer auch den tra-
ditionellen Weg über den Notar wählen 
kann. Die informationstechnischen und 
organisatorischen Herausforderungen 
sind dabei sportlich. 

Anforderungen an das Online-Ver-
fahren zur Gesellschaftsgründung
Unter anderem wird es erforderlich 
sein, eine grenzüberschreitende sichere 

elektronische Identifizierung zu gewähr-
leisten, genaue Vorschriften für die on-
line-Gründung zu entwerfen, rechtliche 
Hintergrundinformation zu Gründung, 
Gesellschaftsstruktur und Gründungs-
muster in verschiedenen Sprachen zu er-
stellen sowie Maßnahmen für die rechts-
sichere Einreichung von Urkunden und 
sonstige Informationen zu entwickeln. 
Um die Komplexität einer Gründung 
zu reduzieren, steht es den Mitglieds-
staaten frei, nur einige Gesellschafts-
formen online gründen zu lassen. Dabei 
dürfte sicher die GmbH im Vordergrund 
stehen. Besonderes Augenmerk wird 
auf die Identifizierung des Gründers zu 
legen sein, sowohl wenn es sich um eine 
natürliche als auch eine juristische Per-
son handelt. Ist das digitale Verfahren 
erst einmal operativ, dürfte dies zu einer 
weiteren Beschleunigung der Unter-
nehmensgründung führen. 

Fazit zur digitalen 
Gesellschaftsgründung
Bei aller Digitalisierung und Standar-

disierung wird der weitschauende 
Unternehmer aber weiterhin gut daran 
tun, sich im Vorfeld der Gründung im 
Ausland zu rechtlichen und steuer-
lichen Fragen sowie zur konkreten 
Ausgestaltung der Satzung der Ge-
sellschaft und ihrer Organe beraten 
zu lassen, um später unliebsame – und 
potentiell teure - Überraschungen zu 
vermeiden.
Die Umsetzung soll schon bis zum 1. Au-
gust 2021 erfolgt sein. Die Zukunft bleibt 
also spannend!

Berthold Straetmanns,  

dmp@derra-ul.de,  

www.derra.eu/de  

Berthold Straetmanns

Gesetzesnews
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Dr. Claus-Peter Martens

Partikel und Proportionalität

Nachdem die Stadt Hamburg im Febru-
ar 2018 das erste Dieselfahrverbot in 
Deutschland erlassen hatte, sind seit-
dem zahlreiche deutsche Städte zu der-
artigen Anordnungen gerichtlich ver-
pflichtet worden. Diese Urteile sind auf 
die EU-Richtlinie 2008/50/EG gestützt. 
Demnach ist ein Grenzwert für Stick-
stoffdioxid (NO2) von 40 Mikrogramm 
pro Kubikmeter Luft (μg/m³) über 
ein Jahr gemittelt einzuhalten. Fahr-
verbote werden als verhältnismäßig 
angenommen, weil anderweitige Maß-
nahmen nicht zu einer Reduzierung der 
NO2-Werte in absehbarer Zeit führen 
würden. Jedoch setzen die Gerichte 
den von der EU vorgegebenen Grenz-
wert um, ohne sich mit der wissen-
schaftlichen Grundlage verfassungs-
rechtlich auseinanderzusetzen.
Nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz 
(GG) hat jeder das Recht auf Leben und 
körperliche Unversehrtheit. Hieraus 
folgt, dass der Staat sich „schützend 
und fördernd“ vor die Bevölkerung 
zu stellen und sie vor rechtswidrigen 
Eingriffen von Seiten anderer zu be-
wahren hat. Damit stellt sich die Frage: 
Wann liegt ein solcher Eingriff vor? 
Da Dieselfahrverbote in das Eigentum 
(Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG) der Diesel-
fahrer greifen, sind sie nur statthaft, 
wenn eine Gefahr für das Leben oder 
für die körperliche Unversehrtheit be-
steht. Liegt eine solche vor, so ist der 
Staat verpflichtet, geeignete Maß-
nahmen zu ergreifen.

Genau dieser Aspekt ist nicht hin-
reichend ermittelt worden. Denn es 
ist nicht selbstverständlich, dass eine 
Überschreitung des NO2-Grenzwertes 
überhaupt zu körperlichen Schäden 
führen kann und ob von einer Gefahr 
im Sinne des Art. 2 GG gesprochen 
werden kann. Hier ist eine Prüfung der 
Herkunft des Grenzwertes und eine 
Evaluierung der Experimente, die den 
Grenzwert vermeintlich bestätigen 
sollen, erforderlich.
Bei näherer Betrachtung der Her-
kunft des Grenzwertes wird schnell 
klar, dass selbst die Organisation, die 
ihn empfohlen hat, nämlich die Welt 
Gesundheitsorganisation (WHO), kei-
nen genauen Wert empfehlen kann. 
Ursprünglich wurde der Grenzwert in 
einem Dokument der WHO aus dem 
Jahr 1997 etabliert. Allerdings muss-
te die WHO in einem späteren Doku-
ment zu Luftschadstoffen vom Jahr 
2000 zugestehen, dass „Die Auswahl 
eines gut unterstützten Wertes auf der 
Grundlage der überprüften Studien 
[…] nicht möglich [war], aber es wurde 
festgestellt, dass eine vorherige Über-
prüfung […] einen Jahreswert von 40 
μg/m³ empfohlen hat. In Ermangelung 
einer Unterstützung für einen alter-
nativen Wert wird diese Zahl als Luft-
qualitätsrichtlinie anerkannt.“ Wie 
hieraus eine Gefahr abgeleitet werden 
kann, bleibt zweifelhaft. Bemerkens-
wert ist auch, dass die US-Amerikani-
sche Environmental Protection Autho-

rity im Gegensatz zur WHO einen 
Grenzwert von 100 μg/m³ im Jahres-
durchschnitt festsetzt.
Die Experimente, die zur Festsetzung 
eines Grenzwertes herangezogen wer-
den, sind ebenfalls nicht ohne Belang. 
Diese unterscheiden sich in epidemio-
logischen und toxikologischen Studien; 
Ersteres ist eine mathematische Mo-
dellierung einer Korrelation zwischen 
zwei Faktoren, Letzteres ist eine Unter-
suchung der konkreten Auswirkungen, 
z.B. von Luftschadstoffen, auf Men-
schen oder Tieren. Epidemiologische
Studien sind dadurch gekennzeichnet,
dass sie nie einen Kausalzusammen-
hang zwischen zwei Faktoren fest-
stellen können. Zwar können sie einen
Zusammenhang aufzeigen, allerdings
bleibt dieser nur eine Möglichkeit.
Ein Paradebeispiel für eine Schein-
korrelation, die keinesfalls als Nach-
weis für die Kausalität dienen kann,

Wirtschaft
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ist die Überschneidung zwischen den 
Ausgaben der USA für Wissenschaft, 
Raumfahrt und Technologie und die 
Selbstmorde durch Hängen, Strangu-
lieren und Ersticken.
Epidemiologische Studien müssen 
aus diesem Grund stets mit toxiko-
logischen Studien unterfüttert werden. 
Jedoch führen auch die toxikologischen 
Studien zu den Auswirkungen von NO2 
auf den Körper nicht eindeutig zu dem 
Schluss, dass eine NO2-Exposition 
ab dem Wert von 40 μg/m³ im Jahres-
durchschnitt irreversible Schäden ver-
ursacht. Konsistente systematische 
Effekte sind tatsächlich nicht nach-
gewiesen, bei gesunden Menschen erst 
ab einem sehr hohen Wert von 2000 
μg/m³ erkennbar. Allein bei Asthma-

tikern wird ab einem Wert von 200 μg/
m³ eine Auswirkung auf die Bronchien 
bemerkbar. Vor diesem Hintergrund 
erscheint die Festsetzung von 40 μg/
m³ im Jahresdurchschnitt als Grenz-
wert nahezu absurd und eine Gefahr 
jedenfalls fernliegend.
Auch wird durch die Studien der WHO 
der Schluss gezogen, NO2 sei mindes-
tens als „Marker“ für andere Schad-
stoffe heranzuziehen. Es bestehe 
eine Korrelation zwischen NO2 und 
Schadstoffen wie Feinstaub (PM) und 
Ultrafeinstaub, die beide in toxiko-
logischen Studien als karzinogen 
nachgewiesen wurden. Allerdings lie-
gen keine ausreichenden Daten vor 
die belegen, dass Ultrafeinstaub nur 
mit NO2 korreliere und nicht stärker 

mit anderen Schadstoffen. Zudem 
kann man an praktischen Beispielen 
erkennen, dass NO2 eben nicht als An-
zeichen für gefährlich hohe PM-Werte 
verwendet werden kann: In Berlin, wo 
an mehreren Straßen eine vermeint-
liche Überschreitung des NO2 Grenz-
wertes vorliegt, wird der PM-Grenz-
wert durchgehend eingehalten. Das 
Argument der „Marker“-Funktion von 
NO2 hält also nicht.
Für den aktuellen Grenzwert von 40 
µg/m³ Luft gibt es im Ergebnis un-
streitig keinerlei wissenschaftlich be-
legte Gefährdungsnachweise.

Dr. Claus-Peter Martens LL.M. (Cantab.), 

claus-peter.martens@sammlerusinger.com,  

www.sammlerusinger.com  

Quelle: http://www.tylervigen.com/spurious-correlation
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Wirtschaftsministerium fördert Beratungen für mittelständische 
Unternehmen mit 1,6 Millionen Euro

Wir unterstützen damit 
speziell kleine und mittlere 
Unternehmen dabei, die 
wirtschaftlichen und techno-
logischen Herausforderungen 
zu meistern.

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Wohnungsbau Baden-Württem-
berg fördert die Beratung kleiner und 
mittlerer Unternehmen des Handwerks 
und Unternehmen aus den Bereichen 
Dienstleistung, Industrie und Handel 
mit insgesamt rund 1,6 Millionen Euro. 
„Wir unterstützen damit speziell klei-
ne und mittlere Unternehmen dabei, 
die vielfältigen wirtschaftlichen und 
technologischen Herausforderungen 
zu meistern. Externe Beratungen bie-
ten Unternehmen die Möglichkeit, ihre 
Geschäftsmodelle und -prozesse zu 
analysieren und optimieren und stär-
ken so unmittelbar ihre Wettbewerbs-
fähigkeit“, sagte Wirtschaftsministerin 
Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut. 

Mit der Förderung können 30 Träger 
im Land rund 15.600 Beratungstage 
leisten. Dabei stehen vor allem be-
triebswirtschaftliche Themen wie 
etwa Unternehmensführung oder die 
Anpassung an sich verändernde Wett-
bewerbsbedingungen im Fokus. Dar-
über hinaus werden auch Beratungen 
zum betrieblichen Umweltschutz, 
der Energieeinsparung oder der Er-
schließung von Auslandsmärkten 
gefördert. Hoffmeister-Kraut: „Ent-
scheidend ist, dass die Beratungen 
passgenau auf die Branchen ausgelegt 
sind, denn deren Durchführung erfolgt 
durch erfahrene Fachverbände, die in-
dividuell auf die Herausforderungen 
der Unternehmen eingehen können.“ 

Das Spektrum reiche dabei von der 
Neugestaltung eines Einzelhandels-
geschäfts bis zur Neuausrichtung 
eines Geschäftsmodells.
Die baden-württembergischen Hand-
werkskammern, Landesinnungsverbände 
des Handwerks sowie sonstige Wirt-
schaftsverbände führen die Beratungen 
durch. Im Schnitt wenden die Berater 
dabei zwei bis drei Tage für ein Unter-
nehmen in einem Zeitraum von mehre-
ren Wochen oder Monaten auf. Grund-
lage der Beratungsförderung ist das 
Gesetz zur Mittelstandsförderung. Es 
richtet sich an Betriebe mit weniger 
als 250 Beschäftigten und bietet den 
Unternehmen die Möglichkeit einer ge-
förderten Kurzberatung. 

Wirtschaft

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL

PRÄZISION 
UND SCHNELLIGKEIT
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Übersicht Beratungsförderung 2019:

Handwerksunternehmen:

Zuwendungsempfänger Förderbetrag 
(in Euro)

Geförderte 
Beratungstage

Baden-Württembergischer 
Handwerkstag

14.350 110

Handwerkskammer Freiburg 64.884 1.110

Handwerkskammer 
Heilbronn-Franken 

67.882 1.051

Handwerkskammer Karlsruhe 45.070 990

Handwerkskammer Konstanz 41.230 880

Handwerkskammer Mannheim 
Rhein-Neckar-
Odenwald

45.070 990

Handwerkskammer Region Stuttgart 77.660 1.623

Handwerkskammer Reutlingen 66.090 990

Handwerkskammer Ulm 52.750 1.210

Akademie Deutsches Bäckerhandwerk 
Südwest e. V. (betreffend Beratungs-
standort Stuttgart und Karlsruhe)

59.960 708

Fachverband Elektro- und Informations-
technik Baden-Württemberg

17.280 220

Fachverband Glas Fenster Fassade 
Baden-
Württemberg

17.280 220

Landesfachverband Schreinerhandwerk 
Baden-
Württemberg

68.010 770

Verband des Landtechnischen Hand-
werks Baden-Württemberg im VdAW 
e. V.

10.080 70

Landesinnungsverband des 
Maler- und Lackiererhandwerks 
Baden-Württemberg

20.672 317

Unternehmerverband Metall 
Baden-Württemberg

24.960 440

Entspannen Sie im Destination Spa 

Villa Stéphanie, schlendern Sie durch 

den angrenzenden Park oder genießen 

Sie einfach erlesene Gaumenfreuden 

in unserem mit zwei Michelin-Sternen 

ausgezeichneten Park-Restaurant. 

Wer stilvolle Entspannung in einer 

eleganten Umgebung sucht, ist hier 

genau am richtigen Ort.

Brenners Park-Hotel & Spa 
Schillerstraße 4/6 · D-76530 Baden-Baden 
Telefon 07221-900-0 · Fax 07221-3 87 72 

information.brenners@oetkercollection.com 
www.brenners.com

BRE1289_MIT MAGAZINE_v3.indd   1 17/08/2017   17:12
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Fachverband Sanitär-
Heizung-Klima Baden-
Württemberg

35.967 623

Fachverband der 
Stuckateure für Ausbau und Fassade

35.470 440

Verband des Zimmerer- u. Holzbau-
gewerbes Baden-Württemberg

17.280 220

Landesinnungsverband des 
Konditorenhandwerks 
Baden-Württemberg

7.000 54

Verband des Kraftfahrzeuggewerbes 
Baden-
Württemberg e. V.

38.850 298

Summe 827.795 13.334

Unternehmen aus dem Bereich Dienstleistung, 
Handel und Industrie:

Zuwendungsempfänger Förderbetrag 
(in Euro)

Geförderte 
Beratungstage

RKW Baden-Württemberg GmbH 269.500 770

DEHOGA Beratung GmbH 182.000 520

Handelsverband Baden-Württemberg 
e. V.

143.500 410

Architektenkammer 
Baden-Württemberg

70.000 200

Ingenieurkammer Baden-Württemberg 10.500 30

Börsenverein des Deutschen Buch-
handels - Landesverband Baden-
Württemberg e. V. 

59.500 170

Verband der Agrargewerblichen Wirt-
schaft e. V.

39.200 112
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grosshandel-bw
Verband für Dienstleistung, Groß- und 
Außenhandel 
Baden-Württemberg e. V.

10.500 30

Verband Druck und Medien Ba-
den-Württemberg e. V.

5.250 15

Summe 789.950 2.257

Wirtschaft

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL,  

pressestelle@wm.bwl.de,  

www.wm.baden-württemberg.de  

Förderung insgesamt:

Förderbetrag (in Euro) Geförderte Beratungstage

1.617.745 15.591
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Vorstoß im Bundesrat für eine verbesserte steuerliche Förderung des Mietwohnungsneubaus 

Bund muss bessere steuerliche Anreize 
setzen, die den frei finanzierten Miet-
wohnungsneubau als tragende Säule des 
Mietwohnungsbestandes weiter ankurbeln

Wirtschafts- und Wohnungsbauministerin Dr. Nicole Hoffmeis-
ter-Kraut sagte am 5. September anlässlich der Einbringung 
eines Antrags des Landes für eine verbesserte steuerliche För-
derung des Mietwohnungsneubaus in verschiedene Ausschüsse 
des Bundesrats: „Wir brauchen dringend mehr Mietwohnungen, 
vor allem in den unteren und mittleren Preissegmenten. Diese 
werden aber nur gebaut, wenn sich das für die Investoren auch 
lohnt“, so Hoffmeister-Kraut. „Wo Bauen teuer ist und die 
Wohnungsmärkte ohnehin schon angespannt sind, wie gerade 
hier bei uns im Südwesten, reichen die vorgesehenen Wert-
grenzen für die förderfähigen Anschaffungs- und Herstellungs-
kosten nicht aus.“ Hier müsse dringend nachgearbeitet werden. 
„Der Bund muss bessere steuerliche Anreize setzen, die den 
frei finanzierten Mietwohnungsneubau als tragende Säule des 
Mietwohnungsbestandes weiter ankurbeln“, appellierte die 
Ministerin.
Der Antrag des Landes fordert, das Einkommenssteuer-
gesetz im Hinblick auf die Inanspruchnahme der Sonder-
abschreibungen zu ändern. Die steuerlich förderfähigen 
Anschaffungs- und Herstellungskosten einer Wohnung wur-
den mit dem Gesetz zur steuerlichen Förderung des Miet-
wohnungsneubaus auf 3.000 Euro je Quadratmeter Wohn-
fläche, die sonderabschreibungsfähigen Baukosten auf 
2.000 Euro pro Quadratmeter begrenzt. Im Hinblick auf die 
erhebliche Steigerung der Baukosten in den letzten Jahren, 
insbesondere in teuren Ballungszentren, ist die Kappungs-
grenze nach Ansicht der Landesregierung zu knapp be-
messen. Erschwerend kommt hinzu, dass Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten, die die Deckelung überschreiten, voll-
ständig von der steuerlichen Begünstigung ausgeschlossen 
sein sollen. Das Land hat deshalb im federführenden 
Finanzausschuss sowie in den mitberatenden Ausschüssen 
für Wirtschaft sowie für Städtebau, Wohnungswesen und 
Raumordnung beantragt, die Begrenzung der Anschaffungs- 
und Herstellungskosten auf 3.500 Euro und die Grenze der 
sonderabschreibungsfähigen Baukosten auf 2.500 Euro 
anzuheben.

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL,  

pressestelle@wm.bwl.de,  

www.wm.baden-württemberg.de  

Wirtschaft
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A1-Bescheinigung - nie ohne ins Ausland!

Die A1-Bescheinigung wird bei jedem beruflichen Aus-
landsaufenthalt benötigt. Wir haben alles Wichtige für Sie 
zusammengefasst.
A1-Bescheinigung: Was ist das?
Egal ob Kundenauftrag, Messe oder Besprechung: die A1-Be-
scheinigung müssen Sie als Selbstständiger sowie als Arbeit-
nehmer bei jeder grenzüberschreitenden Tätigkeit im EU-Aus-
land, in Island, Liechtenstein, Norwegen oder der Schweiz stets 
dabei haben. Durch sie bestätigt der Sozialversicherungsträger, 
dass eine solche „entsendete“ Person für die Zeit ihrer Be-
schäftigung im Ausland der Sozialversicherung ihres Heimat-
staates angehört.
Denn: Entsendete bleiben in dem Staat versichert, in dem sie 
eigentlich arbeiten. Dies bedeutet auch, dass weiterhin Sozial-
versicherungsbeiträge in dem ursprünglichen Arbeitsland ge-
zahlt werden. Bedingung hierfür ist allerdings, dass die Ent-
sendung oder die selbständige Tätigkeit eine Dauer von 24 
Monaten nicht übersteigt.
Auch eine nur wenige Stunden dauernde Dienstreise ins Aus-
land macht die Ausstellung der Entsendebescheinigung A1 
erforderlich.
A1-Bescheinigung: Verstärkte Kontrollen in Frankreich und 
Österreich!

Gerade in Frankreich und Österreich, wo zahlreiche baden-würt-
tembergische Betriebe aktiv sind, wird verstärkt auf Mitführung 
der A1-Bescheinigung kontrolliert.
Auch wenn bei einer Auslandstätigkeit bis zu sieben Tagen eine 
nachträgliche Beantragung grundsätzlich rechtens ist, sollten 
Sie die Kontrollpraxis des Zielstaates beachten und eine A1-Be-
scheinigung immer im Voraus beantragen. Insbesondere Frank-
reich und Österreich haben ihre nationalen Vorschriften zur 
Bekämpfung von Sozialdumping und Schwarzarbeit in letzter 
Zeit verschärft und schreiben aufgrund dieser nationalen Be-
stimmungen das Mitführen einer A1-Bescheinigung zwingend 
vor. Wird dem nicht nachgekommen, kann es zu empfindlichen 
Strafen kommen.

Österreich, Mitführungspflicht:
„Das Sozialversicherungsdokument A1 (in der jeweiligen 
Landessprache) ist bereitzuhalten oder nach einer Kontrolle zu 
übermitteln.“
Wenn nicht rechtzeitig ausgestellt:
„[Mitzuführen ist] der Antrag auf Ausstellung der Bescheinigung 
A1 und sonstige Unterlagen, aus denen abgeleitet werden kann, 
dass der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt seiner Tätigkeit in Öster-
reich zur Sozialversicherung angemeldet ist – jeweils in deut-
scher Sprache. Darunter fallen etwa auch bereits ausgestellte 
A1 Bescheinigungen für den Arbeitnehmer, die seine Sozialver-
sicherung bestätigen. Eine Übersetzung muss nicht beglaubigt 
sein.“

Quelle: www.sozialministerium.at

Weitere Informationen zur Entsendung nach Österreich:
https://www.entsendeplattform.at/cms/Z04/Z04_0

Frankreich
Mitführungspflicht:
„Unternehmen können mit einer Geldstrafe belegt werden, 
wenn sie in Frankreich Personal einsetzen, das der deutschen 
Sozialversicherung unterliegt, dies aber nicht mit einer A1-Be-
scheinigung dokumentiert ist.“
Wenn nicht rechtzeitig ausgestellt:
„Von einer Geldstrafe wird jedoch abgesehen, wenn nach-
gewiesen werden kann, dass die A1-Bescheinigung bereits 
beantragt wurde. In diesem Fall ist die Bescheinigung inner-
halb von zwei Monaten nach Durchführung der Kontrolle 
nachzureichen.“

Quelle: Deutsche Verbindungsstelle Krankenversicherung – Ausland

info@handwerk-international.de, 

 www.handwerk-international.de  
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Startups:

 Jeder fünfte Mit-
arbeiter kommt aus 
dem Ausland

•	 Vor allem große Startups setzen auf eine internationale 
Teams

•	 In 3 von 10 deutschen Startups ist die Geschäftssprache 
Englisch

Berlin, 10. September 2019
Ohne Mitarbeiter aus dem Ausland würde in vielen deutschen 
Startups das Licht ausgehen. Im Durchschnitt hat jeder fünfte Mit-
arbeiter (20 Prozent) keine deutsche Staatsbürgerschaft. In großen 
Startups mit 20 oder mehr Mitarbeitern liegt der Anteil mit 34 Pro-
zent sogar noch deutlich darüber. Das ist das Ergebnis einer Umfrage 
von Bitkom Research im Auftrag des Digitalverbands Bitkom unter 
mehr als 300 Startups. Noch höher ist der Anteil der ausländischen 
Mitarbeiter, wenn man nur auf die Entwickler in den Startups 
schaut: Hier hat jeder Vierte (24 Prozent) keinen deutschen Pass, 
bei den großen Startups mit 20 und mehr Mitarbeitern beträgt der 
Anteil sogar 44 Prozent. „Technologieorientierte Startups könn-
ten Entwicklungen zum Beispiel im Bereich von Künstlicher Intel-
ligenz oder Blockchain ohne Experten aus dem Ausland gar nicht 
voranbringen. In Deutschland fehlen seit Jahren Zehntausende 
IT-Fachleute. Startups konkurrieren hier mit etablierten IT-Unter-
nehmen ebenso wie mit Global Playern aus allen Branchen“, sagt 
Bitkom-Präsident Achim Berg. „Wer die Wettbewerbsbedingungen 
für Startups in Deutschland verbessern will, muss deshalb die Ge-

winnung von ausländischen IT-Experten noch einfacher und un-
bürokratischer gestalten.“
Vor allem Berliner Startups greifen überdurchschnittlich auf 
Mitarbeiter aus dem Ausland zurück. Hier liegt der Anteil im 
Schnitt bei 29 Prozent aller Mitarbeiter, unter den Entwicklern 
sind es sogar 36 Prozent. Berg: „Startups in Berlin profitieren 
auch davon, dass die Stadt international einen hervorragenden 
Ruf genießt, etwa was ihre Lebensqualität betrifft.“
Die Internationalität der Mitarbeiter spiegelt sich auch darin 
wider, in welcher Sprache man sich im Startup verständigt. So 
geben 3 von 10 Startups (29 Prozent) an, Englisch sei ihre Ge-
schäftssprache, in 70 Prozent wird deutsch gesprochen. An-
ders sieht das Bild aus, wenn man Startups mit 20 und mehr 
Mitarbeitern betrachtet: Hier setzen 53 Prozent auf Englisch, 
Deutsch ist mit 44 Prozent in der Minderheit. Auch Berliner 
Startups sind mit 54 Prozent Englisch und 46 Prozent Deutsch 
besonders international ausgerichtet.

Ihre Ansprechpartner
Jenny Boldt, Leiterin Startups
T +49 30 27576-408
j.boldt@bitkom.org

Referenten: Dr. Jens Eckhardt
Rechtsanwalt bei Derra, Meyer & Partner,  
Fachanwalt für IT-Recht, Datenschutz-Auditor (TÜV)
und Compliance-Officer (TÜV)

Dr. Stefan Brink
Landesbeauftragter für den Datenschutz  
und die Informationsfreiheit Baden-Württemberg

DS-GVO: Datenschutzverletzungen, 
Prüfungen, Bußgeld

Termin: 12.12.2019  •  Ort: Düsseldorf 

Inhalte:

Aus Sicht des Rechtsanwalts:
• Datenschutzverstöße – Meldepflicht und Haftung?
• Bußgeld – Vorbereitung, Umgang mit Bußgeldverfahren

und Verfahrensrechte

Aus Sicht der Datenschutzaufsichtsbehörde:
• Rahmenbedingungen, Risiken, Beispielfälle, Prioritäten,

Prüfungsschwerpunkte

Anmeldung: www.bvdnet.de/termine/

Die Bußgeldsanktionen sind unter der DS-GVO in jeder 
Hinsicht  verschärft – mehr bußgeldbewehrte Verstöße  
und höhere Sanktionen. Gleichzeitig wurde die Meldepflicht 
bei Datenschutzverstößen ausgeweitet. Die Befassung mit 
Bußgeldfragen wird für Sie unvermeidbar. 

Bekommen Sie einen Überblick aus der Sicht eines 
Rechtsanwalts und einer Aufsichtsbehörde. 

NICHT VERPASSEN – Sonderseminar des  
Bundesverbands der Datenschutzbeauftragten Deutschlands (BvD) e.V.: 

Wirtschaft

AMMA Fördertechnik
Erfolg fördern

Schützenstraße 12-14
74842 Billigheim-Allfeld
www.amma-online.de
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Pulverfass Nahost

Warum der Ölpreis 
trotzdem steigt!

Die „Ölpreis-Experten“ aus der Politik 
und der Wirtschaft übertreffen sich 
immer wieder gegenseitig mit ihren 
Prognosen und liegen am Ende dann 
doch wieder daneben oder müssen ihre 

Prognosen an die aktuelle Preisent-
wicklung anpassen. 

Als Endverbraucher steht man stau-
nend auf der anderen Seite vor all den 
Zahlen und Fakten und stellt sich die 
Frage, was man nun glauben soll und 
was nicht. 

Die Angriffe mit Drohnen auf wichti-
ge Raffinerien in Saudi-Arabien Mitte 
September gehen nicht spurlos vorü-
ber und haben den weltweiten Ölpreis 
in die Höhe schnellen lassen. Sollte 
sich die Entwicklung fortsetzen, wäre 
vor allem China aufgrund der hohen 
Erdölimporte betroffen. Für Deutsch-
land sind zumindest vorerst keine Ver-
sorgungsengpässe zu erwarten. 

Laut aktueller Daten des Bundesamts für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 
importiert Deutschland nur einen ver-
gleichsweise geringen Teil seines Rohöls 
aus Saudi-Arabien. Im Jahr 2018 waren 

es nur 1,7 Prozent der Rohöleinfuhren, 
wie die Statista-Grafik zeigt. Den größ-
ten Anteil bezieht die Bundesrepublik 
aus Russland (36,3 Prozent), gefolgt von 
Norwegen, Libyen und Kasachstan.

Das heißt aber nur, dass die Menge 
an Rohöl, die wir normalerweise be-
nötigen, einigermaßen über lang-
fristige Lieferverträge abgesichert ist. 
Das heißt aber nicht, dass der Ölpreis, 
den wir an unseren Tankstellen oder 
beim Ölhändler bezahlen müssen, sta-
bil bleibt. Dieser Handelspreis für den 
Verbraucher wird immer von den Spot-
märkten in Rotterdamm, Singapur, New 

Achim Rieger

Dollar/Barrel Dollar/Barrel
Rohölpreise	in	jährlicher	Entwicklung

Copyright 	©	2019	TECSON	▫	▫	www.t ecson.de	▫	▫	(Akt ualisieren	mit 	St rg+F5)
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INNOVATION UND HÖCHSTE QUALITÄT.
Als starker Partner für Industrie und Großhandel entwickeln und produzieren wir 
elektrotechnische Produkte für Ihr Business.

York und auch London bestimmt. 

An den so genannten Spotmärkten 
wird über Angebot und Nachfrage die 
Preisfindung gemacht, wo kurzfristig 
Rohöl oder Mineralölprodukte ge-
handelt werden. Sie machen 40 Pro-
zent des Welthandels aus. In Europa 
ist der Großraum Rotterdam das Zen-
trum der Ölindustrie. Geliefert wird 
am Spotmarkt meist innerhalb von 
zwei Wochen. Die Tagespreise an den 
Spotmärkten können, wie jetzt bei 
der Bombardierung in Saudi-Arabien, 
stark schwanken, so dass die Marktteil-
nehmer nur wenig Planungssicherheit 
haben.

Um die Planungssicherheit zu erhöhen 
und Preisrisiken zu begrenzen, entstand 
in den achtziger Jahren der Termin-
handel. Dabei werden schon heute die 
Bedingungen wie Preis und Menge für 
eine Lieferung in der Zukunft festgelegt. 
Termin- und Optionsgeschäfte wurden 
ursprünglich von Ölproduzenten und 
Verbrauchern genutzt, um sich gegen 
Preisschwankungen abzusichern.

Heute wird weit mehr „Papieröl“ ge-
handelt als reale Ware. In Europa ist die 
International Petroleum Exchange (IPE) 
in London die Terminkontraktbörse 
für Öl-Finanzprodukte. Diese Ölbör-
sen wirken wiederum auf die Preise für 
physisches Öl zurück - der Öltermin-
kontrakt mit der nächsten Fälligkeit be-

stimmt den Spotpreis.

Die in Deutschland dominanten inter-
nationalen Ölkonzerne ExxonMobil 
(Esso), Shell, BP (Aral) und Total wi-
ckeln an ihren Tankstellen im wesent-
lichen ein simples Handelsgeschäft ab: 
Sie kaufen das Benzin zum Rotterdamer 
Spotpreis, auch wenn es nicht über die 
Börse läuft. Sie kalkulieren dabei zu 
Wiederbeschaffungspreisen.
Das heißt: Sie verkaufen zu dem Preis, 
den es kostet, das Benzin wieder 
zurückzukaufen. Dazu kommen diverse 
Steuern und Abgaben, Zahlungen an 
den Pächter, Aufwendungen für Trans-

port und Logistik sowie der Gewinn. 
Daher kann mann sich gut vorstellen, 
dass sich jede Kleinigkeit auf den aktu-
ellen Ölpreis, den der Endverbraucher 
zu zahlen hat, auswirkt.

Die Liefermengen sind bestätigt – den 
Preis, den jeder dafür bezahlt, der 
schwankt – und meistens nicht nach 
unten!

Achim Rieger,  

achim.rieger@kaanmedia.de,  

www.kaanmedia.de  



40

   Leserbrief

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich möchte Ihnen zu Ihrer Information mitteilen dass

ich bei der MIT Schwäbisch Gmünd als Gründungs-

mitglied vor vielen Jahren beteiligt war. Weitergehend

bin ich bereits im zarten Alter von 15 Jahren der CDU

beigetreten, in der ich bei unserem Ortsverband im

Vorstand unter anderem als Beisitzer und Schrift-

führer aktiv gewesen bin. Mit 29 Jahren wurde ich in

den Gschwender Gemeinderat gewählt, in dem ich 15

Jahre lang sehr aktiv gewesen bin, die letzten 5 Jahre

als Zweiter Bürgermeister.

Generell möchte ich als Inhaber und Geschäftsführer

unserer mittelständischen Unternehmungen mitteilen,

dass meine Verdrossenheit in Hinblick Politik und

Interessensverbände so groß ist, dass ich in nächster

Zeit alle meine Mitgliedschaften ablegen werde. Die

Inkompetenz unserer Politik, besonders die der CDU

und im Besonderen die Ignoranz gegenüber uns klei-

nen Mittelständlern, ist so groß, dass dies untragbar

bis geschäftsschädigend ist! Eine Partei, die ursprüng-

lich durch Sachverstand und klare Aussagen die Inte-

ressen seiner Wähler klar und deutlich vertreten hat,

degeneriert zu einem „Nichts“, das sich von unseren

Grünen wie ein Zuchtbulle in der Arena am Nasenring

vorführen lässt! Diese CDU lässt es zu, dass die Gleich-

macher die Guten und Strebsamen von oben nach

unten befördert werden und die Faulen nach oben, um

einen guten Schnitt zu haben.

Ein geringer Anteil in unserem Staat arbeitet sich zu

Tode, um 80 % der Wertschöpfung zu realisieren, an

der sich viele Schmarotzer laben. Ich rede jetzt nicht

von Flüchtlingen oder anderen, sondern von einem

großen Teil unserer eigenen Bevölkerung, die nichts

anderes wie Games, Chatrooms und einfaches Leben

im Kopf haben und auch den ständig wachsenden Büro-

kratiestaat, der sich täglich neue Schikanen einfallen

lässt, um seine Daseinsberechtigung zu erhalten und

sich dabei wie eine Zecke an uns Mittelständlern fest-

beißt und uns krank macht !

Rüdiger Lang

Geschäftsleitung

lang@quarzsandwerk-lang.de,  

www.quarzsandwerk-lang.de

Leserbrief
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Inserentenverzeichnis
Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

1A Autenrieth GmbH&Co. KG	

www.autenrieth-kunststofftechnik.de

AMMA Alfred Müller GmbH & Co. KG	

www.amma-online.de

Artur Farr GmbH & Co KG	

www.farr-feinmechanik.de

Artur Uhl  

Kies- und Schotterwerk GmbH & Co. KG 

www.artur-uhl.de

AUDAX-Keck GmbH	

www.audax.de

AWI Automaten- 

Wirtschaftsverbände-Info GmbH	

www.automatenwirtschaft.de

Bartholomäus GmbH	

www.geba-emerkingen.de

Blache GmbH & Co. KG	

www.textilmietservice-blache.de

Brenners Park Hotel GmbH	  

www.brenners.com

Burger Karl Maschinenbau GmbH + Co.	

Containerland GmbH	

www.containerland.de

Derra, Meyer & Partner	

www.derra.eu

ELGO Electronic GmbH&Co.KG	

www.elgo.de

Friedrich Bühler GmbH & Co. KG	

www.buehler-stahlbau.de

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH	

www.gmt-gmbh.de

Gottlieb Nestle GmbH	

www.g-nestle.de

Grünemay & Abt KG 	

www.gruenemay-abt.de

Grüner Systemtechnik GmbH & Co. KG	 

www.gruener-systemtechnik.de

IHB Industrie- und  

Hydraulikbedarf GmbH	

www.ihb-illingen.com

Industriebau Bönnigheim GmbH & Co.KG 

www.ibb-boennigheim.de

Infinex Group	

www.infinex-group.de

Kammerer Gewindetechnik GmbH	

www.kammerer-gewinde.de

Karawane Reisen GmbH & Co. KG	

www.karawane.de

Karl Uhl GmbH & Co. KG	

www.uhl-beton.de

Kunststoff Christel GmbH Co. KG	

www.kunststoff-christel.de

Lothar Bix GmbH	  

www.bix-lackierungen.de

MRS Electronic GmbH	

www.mrs-electronic.de

Nerling GmbH Systemräume	

www.nerling.de

Peter Ibbeken + Roman Tamilla  

Vermittlungen GbR	

PIT Production in Time  

Zerspantechnik u. Handels GmbH	

www.productionsintime.com

Prakesch Zerspanungstechnik GmbH	

www.prakesch.de

Prinzing Elektrotechnik GmbH	

www.prinzing-elektro.de

Schnaithmann Maschinenbau GmbH	

www.schnatihmann.de

Semmler GmbH	

www.tachocontrol.de

Staatsbad Wildbad Bäder- und  

Kurbetriebs GmbH	

www.staatsbad-wildbad.de

Stapler Center PIECKERT GmbH	

www.staplercenter-pieckert.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG	

www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

System Elektronik GmbH	

www.system-elektrotechnik.de

UC Tools GmbH	

www.uc-tools.de

Walter Zepf Schmierungstechnik	

www.walter-zepf.de

Wiesbauer GmbH & Co. KG 	

www.wiesbauer.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Inserentenverzeichnis / Marktplatz
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75365 Calw, Telefon 0 70 51/16 25-0

eMail: info@audax.de, www.audax.de

Keine Chance!

Sicherheit
sfolien

bieten Sch
utz!

Für alle Fenster geeignet :
• Einbruchhemmend
•Schlagfest
•Splitterschutz
• einfach nachrüstbar

Anz_Sicherheitsfolien_MIT_2018_63x119mm_AUDAX  30
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SIND DIE SOZIALE 
MARKTWIRTSCHAFT 

UND DER EURO 
NOCH ZU RETTEN?

DIE MIT BADEN-WÜRTTEMBERG LÄDT HERZLICH EIN

ZUM DISKUSSIONSABEND AM DIENSTAG, 19. NOVEMBER 2019

Begrüßung: Oliver Zander, Landesvorsitzender der MIT Baden-Württemberg

Grußwort: Peter Schneider, Präsident Sparkassenverband Baden-Württemberg 

Impulsvortrag : Prof. Dr. Michael Eilfort, Vorstand der Stiftung Marktwirtschaft

Anschließend: Imbiss mit Möglichkeit zum persönlichen Meinungsaustausch

Am: Dienstag, 19. November 2019, 19:00 Uhr
Ort: Sparkassenverband Baden-Württemberg
Am Hauptbahnhof 2, 70173 Stuttgart

Anmeldung erbeten bis zum 10.11.2019 
E-Mail: mueller-eisenhardt@mit-bw.de
Fax: 07154 / 80251-145
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MIT Böblingen www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de
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MIT Calw/Freudenstadt www.mit-cw-fds.de
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www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall  

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  
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